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1. Einführung 

In einer Zeit höchſter Wirtſchaftsblüte, verbunden 
mit planmäßiger Erziehung zur ſozialen Verant⸗ 
wortung, gewinnen die ſozialen Leiſtungen des Arbeit- 
gebers immer mehr an Bedeutung. Sie ſind Ausdruck 
der Verbundenheit der Betriebsgemeinſchaft und ſollen 
das Gefolgſchaftsmitglied weitgehend an den Früchten 
ſeiner Arbeit teilnehmen laſſen. Dabei bleibt faſt kein 
Gebiet der menſchlichen Lebenshaltung von dieſen 
ſozialen Leiſtungen unberührt. Teils bewegen ſie ſich 
auf hygieniſch⸗biologiſchem Gebiet, wie 
z. B. die Errichtung von Betriebsſchwimmbädern und 
Liegeterraſſen, teils auf ſportlichem Gebiet, wie 
die Einrichtung von Sporthallen und die Veranſtaltung 
ſportlicher Wettkämpfe durch die Betriebe, teils auf 
kulturellem Gebiet, wie die Veranſtaltung von 
Betriebskonzerten, Theateraufführungen, Ausgabe von 
Eintrittskarten zu kulturellen Veranſtaltungen, teils 
auf ernährungsphyſiologiſchem Gebiet, 
wie die Einrichtung von Werkskantinen und die Ab⸗ 
gabe warmer Mittageſſen. Daran ſchließen ſich beſon⸗ 
dere ſozialfürſorgeriſche Maßnahmen des 
Arbeitgebers, die die Betreuung des Gefolgſchaftsmit⸗ 
glieds und ſeiner Angehörigen in Fällen von Tod 
oder Krankheit, Geburt und un ver⸗ 
ſchuldeter Not zum Ziel haben. 

Dieſe Maßnahmen haben im Zug unſerer ſozialen 
Entwicklung und im Hinblick auf die erforderliche 
Stabilität der Löhne und ſonſtigen Arbeitsbedingun⸗ 


6. Vorſchriften der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen, 

7. Vorſchriften der Lohnſteuerrichtlinien, 

8. Grundſätze aus der Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs. 


gen einen gewaltigen Umfang angenommen. Damit 
drängt ſich von ſelbſt die Frage auf, ob und inwieweit 
es gerechtfertigt erſcheint, dieſe Leiſtungen des Arbeit⸗ 
gebers an ſeine Arbeitnehmer lohnſteuerlich zu 
erfaſſen. Dieſe Frage iſt neuerdings in bedeutſamen 
Ausführungen von Miniſterialdirektor Dr. Mansfeld, 
Reichsarbeitsminiſterium, in der Zeitſchrift der 
Akademie für Deutſches Recht 1939 S. 224 und fol⸗ 
gende, behandelt worden. Mansfeld ſetzt ſich dort mit 
einem Aufſatz „Soziale Geſichtspunkte in der Lohn⸗ 
ſteuerpraxis“ von Dr. Heiland (Soziale Praxis 1938 
S. 1267 und folgende) auseinander. Es iſt von Inter⸗ 
eſſe, die Ergebniſſe, zu denen Mansfeld als hervor⸗ 
ragender Vertreter des Sozial- und Arbeits 
rechts gelangt, vom Standpunkt und von den beſon⸗ 
deren Bedürfniſſen des Steuerrechts her zu über⸗ 
prüfen. Es ergibt ſich dabei, daß ſich die 


Ergebniſſe, vom Standpunkt beider 
Rechtsgebiete her geſehen, in den 
Grundzügen decken und nur in den 


Einzelheiten abweichen. Dieſe Einzelheiten 
erklären ſich zum Teil aus den praktiſchen Er⸗ 
forderniſſen, die ſich aus der Technik des Lohnſteuer⸗ 
abzugs ergeben. Die Abweichungen erklären ſich aber 
auch aus der beſonderen Aufgabe des Steuerrechts, 
dem Reich die zur Erfüllung ſeiner Aufgaben 
unerläßlichen Einnahmen zu ſichern. 

In den folgenden Ziffern 2 bis 5 werden die 
leitenden Geſichtspunkte für die ſteuerliche 
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Behandlung ſozialer Arbeitgeberleiſtungen behandelt. 
In den Ziffern 6 bis 8 wird das auf dieſem Gebiet 
geltende Lohnſteuerrecht dargeſtellt. 


2. Leiſtungen auf Grund des Arbeitsvertrags und der 
Betriebsgemeinſchaft 

Es iſt grundſätzlich nicht möglich, bei der Ge⸗ 
ſamtheit der Leiſtungen, die ein Arbeitgeber an ſeinen 
Arbeitnehmer bewirkt, einen Unterſchied dahin 
zu ziehen, welcher Teil der Leiſtungen auf dem 
Arbeitsvertrag im engeren Sinn und welcher 
Teil ohne jede arbeitsrechtliche Grundlage lediglich auf 
der Stellung des Arbeitnehmers als Glied der 
Betriebsgemeinſchaft beruht. Nach der Auf⸗ 
faſſung von Dr. Heiland, a. a. O., ſollen nur die auf 
dem eigentlichen Arbeitsvertrag beruhen⸗ 
den Leiſtungen, z. B. der vereinbarte Barlohn, lohn⸗ 
ſteuerpflichtig ſein, die auf der Gliedſchafts⸗ 
ſtellung beruhenden Leiſtungen, z. B. Unterſtützun⸗ 
gen bei bedrängter wirtſchaftlicher Lage des Arbeit⸗ 
nehmers, dagegen lohnſteuer frei. Eine ſolche Auf⸗ 
faſſung wäre für das Steuerrecht nicht tragbar. 
Sie deckt ſich aber auch nicht mit dem geltenden 
Arbeitsrecht. Das einzelne Arbeitsverhältnis iſt 
„eine Einheit und als ſolches in die Betriebsgemein⸗ 
ſchaft eingebettet .. .. Alle Leiſtungen, die dem Ge⸗ 
folgsmann zufließen, ſind daher Leiſtungen aus dem 
Dienſtverhältnis. Leiſtungen ohne arbeitsrechtliche 
Grundlage, d. h. ohne Bezug auf das Arbeitsverhält⸗ 
nis, gibt es nicht“ (Mansfeld a. a. O.). Dieſer 
Standpunkt des Arbeitsrechts entſpricht völlig dem 
geltenden Lohnſteuerrecht. 8 2 StB gemäß find 
Arbeitslohn alle Einnahmen, die dem Arbeitnehmer 
aus dem Dienſtverhältnis oder früheren Dienſtverhält⸗ 
nis zufließen. Es gibt allerdings Fälle, in denen ein 
Arbeitgeber und fein Arbeitnehmer auch außer ⸗ 
halb des beſtehenden Arbeitsverhältniſſes in Be⸗ 
ziehungen zueinander treten und Leiſtungen aus⸗ 
tauſchen können. So kann z. B. der Vater, der zugleich 
Arbeitgeber ſeines Sohnes iſt, dieſem Sohn eine große 
Summe ſchenken, ohne daß es immer gerechtfertigt 
wäre, von dieſer Summe Lohnſteuer zu erheben. Dieſe 
Fälle können aber hier grundſätzlich unberückſichtigt 
bleiben. Es ergibt ſich dann, daß keine allge- 
meine begriffliche Aufſpaltung in 
ſteuerpflichtige Leiſtungen auf Grund 
des Arbeitsvertrags und ſteuerfreie 
Leiſtungen auf Grund betriebsgemein⸗ 
ſchaftlicher Gliedſtellung und der 
Treue⸗ und Fürſorgepflichtdes Arbeit⸗ 
gebers möglich iſt. 

Von dieſer Erkenntnis aus kann daher für das 
Steuerrecht die Frage nur lauten: Welchen ſozi⸗ 
alen Leiſtungen des Arbeitgebers 
kommt eine ſolche Bedeutung zu und 
welche ſind nach ihrer Eigenart dazu 
geeignet, daß ſie lohnſteuerlich durch 
Geſetz, Verordnungoder Verwaltungs⸗ 
anordnung begünſtigt werden müſſen? 


3. Barleiſtungen 

Bei der Prüfung dieſer Frage ergibt ſich not⸗ 
wendig eine Unterſcheidung zwiſchen Barleiſtun⸗ 
gen und Sachbezügen. Bar leiſtungen müſſen, 


ſoweit nicht für das Steuerrecht eine ausdrückliche, ent⸗ 
gegengeſetzte Beſtimmung vorliegt, grund ſätzlich 
lohnſteuerpflichtig ſein. Das ergibt ſich 
zunächſt aus dem Weſen der Lohnſteuer als einer Per- 
fonenfteuer, die an die Leiſtungsfähigkeit einer Perſon, 
ausgedrückt in dem Arbeitslohn, anknüpft. Der zu⸗ 
ſätzliche Empfang von Barbezügen, gleichgültig, unter 
welcher Bezeichnung ſie gewährt werden, verſtärkt aber 
grundſätzlich die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit des 
Empfängers. Daran ändert es auch nichts, daß die 
Barleiſtung oft zweckgebunden, 3. B. zur Be⸗ 
hebung wirtſchaftlicher Schwierigkeiten, zur Bezahlung 
von Krankheitskoſten oder zur Ausführung einer 
Urlaubsreiſe, beſtimmt iſt. Der Empfänger der Bar- 
bezüge iſt in der Verwendung grundſätzlich auch in 
dieſen Fällen noch frei. Darüber hinaus ſpricht für 
die Steuerpflicht ſolcher Barleiſtungen aber auch die 
erforderliche ſteuerliche Gerechtigkeit. Es iſt 
nicht einzuſehen, warum ein Arbeitnehmer, der nur 
ein kleines Gehalt, dafür aber von ſeinem Arbeitgeber 
in gewiſſen Abſtänden zur Aufbeſſerung ſeiner wirt⸗ 
chaftlichen Lage „Notſtandsbeihilfen“ erhält, mit 
dieſen Beihilfen ſteuerfrei ſein ſoll, während ſein 
Kamerad, der die gleiche Arbeitsleiſtung bewirkt, aber 
von vornherein von ſeinem Arbeitgeber ein höheres 
Gehalt (ohne Notſtandsbeihilfen!) erhält, dieſes Ge⸗ 
halt verſteuern muß. Schließlich ſprechen für die 
grundſätzliche ſteuerliche Erfaſſung von Barleiſtungen 
ohne Rückſicht auf deren Bezeichnung die Erfah- 
rungen der Praxis. Es wird immer wieder 
verſucht, eindeutigen Arbeitslohn durch Umbenennung 
wie „Unterſtützung, Beihilfe, Urlaubszuſchuß“ uſw. 
ſteuerfrei zu machen. Es iſt daher Mansfeld nur bei⸗ 
zutreten, wenn er feſtſtellt, daß „auch aus Gründen 
der ſozialen Gerechtigkeit unmittelbare Geldzuwen⸗ 
dungen an den Gefolgsmann dem Arbeitslohn gleich- 
zuachten find”. Dennoch gibt es A us nahmen, in 
denen auf Grund ausdrücklicher Anordnung in Geſetz, 
ee 95 Verwaltungserlaß auch Barbezüge 

on der Lohnſteuer freigeſtellt ſi inwei f 
8 fern 6 bis ch. freigeſtellt ſind (Hinweis auf 


4. Sachbezüge 


7 Nicht ſo einfach wie bei den Barleiſtungen liegen 
die Dinge bei den Sach zuwendungen. $2 Abſatz 1 
Satz 2 LStDz beſtimmt zwar ausdrücklich, daß zu den 
Einnahmen aus dem Dienſtverhältnis auch alle Güter 
gehören, die in Geldeswert beſtehen. Es läßt ſich aber 
nicht verkennen, daß die Gewährung von Sachbezügen 
nicht immer die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit des Emp- 
fängers fo eindeutig erhöht, daß ſtets die Erhebung 
der Lohnſteuer gerechtfertigt wäre. Die Verwen⸗ 
dungsmöglichkeit von Sachbezügen iſt be⸗ 
ſchränkt. Sie beſchränkt ſich oft auf den perſön⸗ 
lichen Genuß des Sachbezugs an Ort und Stelle. 
Ein bezeichnendes Beiſpiel ift der Freitrunk der 
Brauereiarbeiter, der nach übereinſtimmender Recht- 
bprechung und Verwaltungsübung lohnſteuer fret iſt. 
Sachbezügen kommt außerdem ſehr oft die Eigenſchaft 
eines Gelegenheitsgeſchenks zu. Solche Ge⸗ 
legenheitsgeſchenke ſind aber auch zwiſchen ſolchen 
Perſonen üblich, die ſich nicht im Verhältnis von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gegenüberſtehen. Liegt 
die Sache ſo, dann verläßt der Sachbezug die Grund⸗ 
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lage des Arbeits verhältniſſes. Er wird eine 
Leiſtung auf mehr geſellſchaftlicher Grund⸗ 
lage. Es handelt ſich dann nicht mehr um eine Ein⸗ 
nahme aus dem Dienſtverhältnis und deshalb nicht 
um ſteuerpflichtigen Arbeitslohn. Wenn z. B. der 
Arbeitgeber einen ſeiner Mitarbeiter zu einem Nach⸗ 
mittagskaffee in ſeinem Haus einlädt, ſo handelt es 
ſich hier um eine von dem Arbeitsverhältnis losgelöſte 
Aufmerkſamkeit, wie ſie unter Menſchen üblich iſt, die 
ſich irgendwie im Leben kennengelernt haben. Dazu 
gehören auch Kranzſpenden bei Todesfällen, die Zu⸗ 
wendung von Hausratsgegenſtänden bei Eheſchließung, 
die Überſendung einer Torte zum Geburtstag uſw. 


Dieſe Geſichtspunkte rechtfertigen es, bei Sach⸗ 
bezügen einem weniger ſtrengen Maßſtab an die 
Steuerpflicht anzulegen als bei Barbezügen. Dem⸗ 
entſprechend ſind auch die meiſten verwaltungsmäßi⸗ 
gen Freiſtellungen von der Lohnſteuerpflicht gerade 
für Sachbezüge vorgeſehen. Die Sachlage ändert ſich 
aber, wenn die Sachbezüge das Weſen des Ein⸗ 
maligen, Gelegentlichen und Außer- 
ordentlichen verlaſſen und ſtattdeſſen eine gewiſſe 
Regelmäßigkeit annehmen, d. h. ih in lau- 
fende Bezüge verwandeln. Wenn ein Arbeit- 
geber wegen ſtarker Anſpannung ſeiner Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder dieſen regelmäßig nachmittags Kaffee un⸗ 
entgeltlich zur Verfügung ſtellt, ſo handelt es ſich um 
einen ſteuer pflichtigen Sachbezug. Die Arbeit⸗ 
nehmer können ſich in dieſem Fall auf den regel⸗ 
mäßigen Empfang des Sachbezugs einſtellen und in 
ihrer eigenen Haushaltsführung entſprechende Erſpar⸗ 
niſſe erzielen. Dadurch wird grundſätzlich ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Leiſtungsfähigkeit geſtärkt. Die Erhebung 
der Lohnſteuer iſt infolgedeſſen berechtigt. Es wäre für 
dieſen Fall auch nicht einzuſehen, warum der Bezug 
des Nachmittagskaffees ſteuer frei ſein ſollte, dagegen, 
wenn ein Arbeitnehmer ein kleineres Gehalt, dafür 
aber unentgeltliche Lieferung des Nachmittagskaffees 
mit ſeinem Arbeitgeber ausdrücklich vereinbart hätte, 
ſteuer pflichtig. 

Sieht man aber von den Fällen ab, in denen 
Sachbezüge das Weſen laufender Bezüge an⸗ 
nehmen, ſo kann bei ſozialen Leiſtungen, die ein 
Arbeitgeber in Form von Sachbezügen bewirkt, 
eher Steuerfreiheit gewährt werden 
als bei Barleiſtungen. Es gibt hier tatſäch⸗ 
lich Fälle, z. B. die unentgeltliche Zu- 
wendung einer Kd§ß⸗-Urlaubsreiſe an 
einen Arbeitnehmer durch den Arbeit- 
geber, in denen die Erhebung der vollen Lohnſteuer 
von den Beteiligten nicht verſtanden werden 
würde. Mansfeld ſchlägt vor, die Grenze zwiſchen 
ſteuerpflichtigen Sachbezügen und ſteuerfreien Zu⸗ 
wendungen unter Verwendung des Begriffs der 
Betriebsgemeinſchaft zu ziehen. Nach dieſem 
Vorſchlag ſollen ſolche Sachleiſtungen, die der 
Stärkung der Verbundenheitaller Be- 
triebs angehörigen untereinander, der 
Anerkennung beſonderer, der Be⸗ 
triebsgemeinſchaft zugute kommender 
Leiſtungen oder der Förderung tüch⸗ 
tiger Mitglieder der Betriebsgemein-⸗ 
ſchaft dienen, grundſätzlich ſteuer frei fein. Dabei 
iſt auch nach der Auffaſſung Mansfelds die Ein⸗ 


führung gewiſſer Wertgrenzen für die nach dieſem 
Vorſchlag ſteuerfreien Sachbezüge unerläßlich. Sonſt 
könnten allzu leicht außergewöhnliche Zuwendungen 
durch die Bezeichnung als Anerkennung beſonderer 
Verdienſte um die Gemeinſchaft uſw. dem ſteuerlichen 
Zugriff entzogen werden. Als erforderliche Wert⸗ 
grenze bezeichnet Mansfeld die Höhe eines Wochen⸗ 
lohns, vielleicht auch eines Monatslohns. In 
jedem Fall würde auch nach Auffaſſung Mansfelds 
die Zuwendung eines Kd y7⸗ Wagens oder etwa 
eines Motorrades aus dieſem Rahmen ſteuer⸗ 
freier Sachbezüge herausfallen. Denn „ſo ſehr jedem 
Einzelnen eine ſolche Anerkennung zu gönnen iſt, ſo 
wenig wäre zu verſtehen, wenn ſie nicht als eine in 
Geldwert beſtehende Einnahme bezeichnet und deshalb 
ſteuerfrei bleiben würde“. 


Zu dieſem Vorſchlag Mansfelds iſt vom Stand⸗ 
punkt des Steuerrechts das folgende zu bemerken: 
Die Grenze zwiſchen ſteuerpflichtiger Sachzuwendung 
und ſteuerfreiem Sachbezug wird dort zu ziehen ſein, 
wo die Zuwendung mehr der Ausdruck betriebs⸗ 
gemeinſchaftlicher Verbundenheit und 
beſonderer Verdienſte um die Betriebs- 
gemeinſchaft iſt. Es wäre aber mit den prak⸗ 
tiſchen Bedürfniſſen und der Technik des Lohnſteuer⸗ 
abzugs nicht zu vereinbaren, wenn eine ſolche Grenze 
nur ganz allgemein gezogen werden würde. 
Es kann dem einzelnen Arbeitgeber nicht über⸗ 
laſſen bleiben, ob er eine einzelne von ihm bewirkte 
Sachzuwendung als unter dieſe Grenze fallend an⸗ 
ſehen will oder nicht. Das Lohnſteuerabzugsverfahren 
iſt darauf zugeſchnitten, im Großdeutſchen Reich etwa 
27 Millionen Steuerfälle, grundſätzlich ohne Mit⸗ 
wirkung des Finanzamts durch Lajen, nämlich die 
Arbeitgeber, erledigen zu laſſen. Es verſteht ſich von 
ſelbſt, daß ein ſolches Verfahren einfach, klar und 
techniſch⸗formal ausgeſtattet fein muß, wenn 
es die erforderliche Schlagkraft beſitzen ſoll. Dem 
Arbeitgeber dürfen keinesfalls umfangreiche Prü⸗ 
fungen, Überlegungen und Erwägungen hinſichtlich 
des ſteuerlichen Tatbeſtands zugemutet werden, ins⸗ 
beſondere nicht hinſichtlich der Frage, ob etwas ſteuer⸗ 
pflichtig iſt oder nicht. Mit dieſem praktiſchen 
Erfordernis wäre es nicht zu vereinbaren, ent⸗ 
ſprechend der Mansfeldſchen Anregung eine nur all⸗ 
gemeine Grenzziehung vorzunehmen, die 
nähere Ausfüllung des durch dieſe Grenze gezogenen 
Rahmens aber dem Arbeitgeber zu überlaſſen. Die 
Folgen wären eine außerordentliche ſteuerliche 
Verſchiedenheit in der Handhabung dieſer 
Grenze, Unſicherheit und Zweifel bei den Arbeit⸗ 
gebern, Unwillen bei den Arbeitnehmern und nicht 
zuletzt ein beachtlicher Einnahmeausfall für das Reich. 


Es iſt daher lohnſteuerlich nur mög- 
lich, die erforderliche Grenzziehung im 
Wege der Einzelanordnung vorzı- 
nehmen, wobei ſelbſtverſtändlich jeder 
einzelnen Anordnung die hier dar— 
geſtellten leitenden Geſichtspunkte 
zugrunde gelegt werden müſſen. Dieſen 
Weg haben die Lohnſteuerdurchfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen und die Lohn⸗ 
ſteuerrichtlinien beſchritten. 
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In dieſen Rechtsquellen finden ſich viele Be⸗ 
ſtimmungen, in denen beſtimmte, möglichſt 
genau umſchriebene, Lei ſt ungen des Arbeit⸗ 
gebers ſteuerlich begünſtigt werden, die der 
Ausdruck einer ſozialen und gemeinſchaftsverantwort⸗ 
lichen Haltung des Arbeitgebers ſind. Dieſe Anord⸗ 
nungen ſind das Ergebnis ſorgfältiger Abwägung 
aller für die Entſcheidung maßgebenden Umſtände, 
nicht zuletzt auch der ſteuerlichen Intereſſen des 
Reichs. Es handelt ſich um gewaltige Summen, die 
innerhalb der deutſchen Volkswirtſchaft für ſolche 
ſoziale Leiſtungen des Arbeitgebers bewegt werden. 
Wie Mansfeld mit Recht bemerkt, hat der Zwang zur 
Stabilität der Löhne und ſonſtigen Arbeits- 
bedingungen zu einem Ausweichen des Unternehmers 
in die Betätigung der Fürſorgepflicht geführt. Wenn 
dadurch, im ganzen geſehen, die wirtſchaftliche 
Leiſtungsfähigkeit der Arbeitnehmer 
erfreulich geſtiegen iſt, fo iſt es auch gerecht⸗ 
fertigt, daß das Reich an dieſer Steigerung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit angemeſſen beteiligt 
wird. 


5. Geſamtleiſtungen (Kollektivleiſtungen) 


Beſondere Bedeutung kommt innerhalb des be⸗ 
handelten Fragenkreiſes den ſogenannten Geſamt⸗ 
leiſtungen (Kollektivleiſtungen) des Arbeitgebers 
zu. Es handelt ſich hier um Leiſtungen, die der Arbeit⸗ 
geber nicht einzelnen Gefolgſchaftsmitgliedern, 
ſondern der Geſamtheit ſeiner Gefolgſchaftsmit⸗ 
glieder zuwendet. Im Augenblick der Zuwendung läßt 
ſich noch nicht immer mit Beſtimmtheit überſehen, ob 
auch wirklich jeder Einzelne in den Genuß ſeines An⸗ 
teils kommen wird. Hauptbeiſpiel bildet hier die Zu⸗ 
kunftsſicherung von Gefolgſchaftsmitgliedern. 
Der Arbeitgeber wendet z. B. einer Verſorgungs⸗ 
einrichtung einen größeren Pauſchbetrag zu. Die 
Verſorgungseinrichtung ihrerſeits ſpringt bei Eintritt 
des Verſorgungsfalls mit Leiſtungen an den Arbeit⸗ 
nehmer ein. Im Augenblick der Zuwendung läßt ſich 
aber keinesfalls überſehen, ob auch jedes zu dieſem 
Zeitpunkt vorhandene Gefolgſchaftsmitglied einmal in 
den Genuß der Verſorgungsleiſtungen kommen wird, 
oder ob es z. B. infolge vorzeitigen Ausſcheidens aus 
dem Dienſtverhältnis niemals eine Verſorgungs⸗ 
leiſtung erhalten wird. Für dieſe Fälle ſieht $ 2 Ab⸗ 
ſatz 3 Ziffer 2 LStDB grundſätzlich eine Steuerpflicht 
der Leiſtungen des Arbeitgebers an die Verſorgungs⸗ 
einrichtung als Arbeitslohn vor. Dieſe Leiſtungen 
ſollen, wenn kein beſſerer Maßſtab zur Verfügung 
ſteht, nach der Zahl der jeweils vorhandenen Gefolg- 
ſchaftsmitglieder aufgeteilt werden. Es ſoll hier nicht 
von den Beſonderheiten geſprochen werden, die ſich 
ergeben können, wenn die Zuwendung des Arbeit⸗ 
gebers an eine körperſchaftſteuerlich und vermögen 
teuerlich begünſtigte Unterſtützungs⸗ und Penſions⸗ 
kaſſe erfolgt. Es ſoll nur davon ausgegangen werden, 
daß grundſätzlich eine ſolche Aufteilung der Arbeit⸗ 
geberleiſtung nach Kopfteilen erforderlich iſt. 


Eine ſolche Verteilung erſcheint in der Tat, und 
darin iſt Mansfeld zuzuſtimmen, gelegentlich un⸗ 
gerecht. Auf dieſe Weiſe werden nämlich alle Be⸗ 
triebsangehörigen mit der Steuer anteilig belaſtet, 
obwohl ein Teil der Steuerbelaſteten niemals die 


Vorteile der verſteuerten Zuwendung genießen 
wird. Für dieſen Fall ſchlägt Mansfeld vor, daß nicht 
der Arbeitnehmer, ſondern der Arbeitgeber 
Steuerperſon, d. h. der alleinige Steuer- 
ſchuld ner, fein ſoll. Denn „. .. nur dieſe Löſung 
würde der ſozialen und ſteuerlichen Gerechtigkeit dienen 
und dazu auch manchen gutgemeinten Zuwendungen 
einen oftmals bitteren Beigeſchmack nehmen.. .. Es 
müßte angeſtrebt werden, daß der Unternehmer ſeine 
Sozialleiſtungen regelmäßig durch den Willen unter⸗ 
mauert, die auf den Arbeitslohn (dieſen Teil des 
Arbeitslohns) entfallende Lohnſteuer ſelbſt zu tragen, 
wenn man nicht überhaupt bei allen dieſen Kollektiv⸗ 
zuwendungen die Lohnſteuer grundſätzlich auf ihn ab⸗ 
wälzen kann.“ 

Dieſen Ausführungen iſt auch vom Standpunkt 
des Steuerrechts beizutreten. Der Arbeit⸗ 
geber kann zwar nach geltendem Lohnſteuerrecht nicht 
gezwungen werden, in ſolchen Fällen die Lohn⸗ 
ſteuer als alleiniger Steuerſchuldner zu übernehmen. 
Er iſt nach dem Aufbau des Lohnſteuerrechts nur 
9 aftender, der Arbeitnehmer dagegen der eigent- 
liche Steuerſchuldner. Dennoch hat ſchon in verſchie⸗ 
denen Fällen der Reichsminiſter der Finanzen auf eine 
ſolche Übernahme der Lohnſteuer durch den Arbeit⸗ 
geber bei gewiſſen Geſamtheitsleiſtungen hingewirkt. 
Gelegentlich haben auch Arbeitgeber eine ſolche 
Übernahme (verbunden mit einer pauſchweiſen Berech⸗ 
nung der Lohnſteuer nach dem durchſchnittlichen 
Familienſtand der Geſamtheit ihrer Arbeitnehmer) 
ausdrücklich beantragt. 

Schwierigkeiten können ſich aus einer ſolchen Lohn⸗ 
ſteuerübernahme dann ergeben, wenn der Arbeit- 
nehmer auch zu veranlagen iſt. In dieſem Fall 
bildet infolge der dann meiſt einſetzenden Staffelung 
des Steuertarifs die vom Arbeitgeber übernommene 
und abgeführte Lohnſteuer keine ausreichende Steuer⸗ 
entrichtung. Da es ſich aber hier meiſt um höher⸗ 
bezahlte Angeſtellte handelt, bei denen der ſoziale 
Charakter der Arbeitgeberleiſtungen mehr zurücktritt, 
wird eine ſteuerliche Erfaſſung der Arbeitgeberleiſtung 
bei dem veranlagten Arbeitnehmer (verbunden mit der 
Anrechnung der vom Arbeitgeber übernommenen und 
abgeführten Lohnſteuer) ſteuerlich nicht unbillig ſein. 


6. Vorſchriften der 
mungen 

a) Jubiläumsgeſchenke gehören nicht zum 
ſteuerpflichtigen Arbeitslohn, wenn ſie anläßlich 
eines Arbeitnehmer jubiläums gegeben 
werden und die Höhe von ſechs Monatsbezügen, 
höchſtens aber 3000 RM, bei ununterbrochener 
25jähriger Beſchäftigung, von neun Monats⸗ 
bezügen, höchſtens aber 4500 RM, bei ununter⸗ 
brochener 40jähriger Beſchäftigung und von einem 
Jahresgehalt, höchſtens aber 6000 RM, bei un⸗ 
unterbrochener 50jähriger Beſchäftigung des 
Arbeitnehmers nicht überſteigen. Jubiläums⸗ 
geſchenke ſind auch ſteuerfrei, wenn ſie anläßlich 
eines Firmen jubiläums gegeben werden, bei 
dem einzelnen Arbeitnehmer einen Monatslohn 
nicht überſteigen und deshalb gegeben werden, weil 
die Firma 25, 50 oder ein ſonſtiges Mehrfaches 
von 25 Jahren beſtanden hat. Liegen nicht alle 


Lohnſteuerdurchführungsbeſtim⸗ 
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b) 


0) 


d) 


7. 


a) 


hier bezeichneten Vorausſetzungen vor, ſo iſt der 
ganze Betrag ſteuerpflichtig (S 5 LSt DB). 


Entſchädigungen wegen Entlaſſung 
aus einem Dienſtverhältnis auf Grund 
des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
und des Geſetzes zur Ordnung der Arbeit in 
öffentlichen Verwaltungen und Betrieben ſind 
ſteuer frei, auch wenn fie nicht gerichtlich feſt⸗ 
geſetzt find. Vorausſetzung iſt, daß fie die im 858 
des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
vorgeſehene Grenze von ſechs Zwölfteln des letzten 
Jahresarbeitsverdienſtes (in beſonderen Fällen 
von zwölf Zwölfteln des letzten Jahresarbeitsver⸗ 
dienſtes) nicht überſteigen ($ 6 Ziffer 7 St DB). 


Bezüge, die aus öffentlichen Mitteln 
wegen Hilfsbedürftigkeit oder die als 
Beihilfe zu dem Zweck bewilligt werden, u. a. 
die Erziehung und Ausbildung un⸗ 
mittelbar zu fördern, ſind lohnſteuer frei. Dar⸗ 
unter fallen jedoch nicht Kinderzuſchläge und 
Kinderbeihilfen, die auf Grund der Beſoldungs— 
geſetze, beſonderer Tarife oder ſonſtiger Vorſchriften 
gewährt werden (§ 6 Ziffer 10 LSt DB). 


Heiratsbeihilfen an Arbeitnehmer (männ⸗ 
liche und weibliche) gehören bis zu einem Betrag von 
600 NM nicht zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn, 
wenn keiner der Ehegatten Jude iſt. Das gleiche 
gilt von einmaligen Geburtsbeihilfen, 
wenn der Arbeitslohn des Arbeitnehmers in dem 
der Geburt des Kindes vorausgehenden Lohn⸗ 
zahlungszeitraum 520 RM monatlich (120 RM 
wöchentlich) und die Beihilfe den Betrag von 
520 RM nicht überſteigt. An Stelle der einmaligen 
Geburtsbeihilfen können laufende Geburtsbei⸗ 
hilfen an Arbeitnehmerinnen mit einem Arbeits- 
lohn von höchſtens 520 RM monatlich (120 RM 
wöchentlich) während der letzten ſechs Wochen vor 
und der erſten ſechs Wochen nach der Geburt des 
Kindes ſteuerfrei gezahlt werden, wenn fie den Be- 
trag von 60 RM wöchentlich (10 RM täglich) 
nicht überſteigen. Die Steuerbefreiung gilt nicht 
für Geburtsbeihilfen aus Anlaß der Geburt von 
Kindern, die Juden find (§ 6 Ziffer 12 LSt DB). 


Vorſchriften der Lohnſteuerrichtlinien 


Notſtandsbeihilfen an Arbeitneh- 
mer ſind grundſätzlich ſteuer pflichtig. Das 
gilt auch dann, wenn die Zuwendung aus einer 
Einrichtung erfolgt, die lediglich aus Mitteln des 
Arbeitgebers geſpeiſt wurde und wenn dieſe Ver⸗ 
ſorgungseinrichtung mehr oder weniger gleich— 
mäßige, laufende Zahlungen leiſtet. Steuerpflicht 
iſt auch gegeben, wenn es ſich zwar nicht um 
laufende Zahlungen handelt, ſondern die Zahlun⸗ 
gen nur einmalig gewährt werden, wenn aber 
der Arbeitgeber auf die Bewilligung der 
Zahlung nachſeinem Ermeſſen Einfluß 
nehmen kann. Dagegen iſt Steuerfreiheit 
dann gegeben, wenn der private Arbeitgeber eine 
von ihm unabhängige, mit ausreichender 
Selbſtändigkeit ausgeſtattete Einrichtung ſchafft, 
aus der beſondere Organe nach Prüfung des 
Einzelfalls Unterſtützungen an Arbeitnehmer 


5 


c) Unterſtützungen an 


in Notfällen leiſten. Für ſolche Zahlungen iſt der 
Zuſammenhang mit dem Arbeitsverhältnis unter⸗ 
brochen. Das gilt zunächſt dann, wenn der Arbeit⸗ 
geber eine bürgerlich-rechtlich ſelbſtändige Einrich⸗ 
tung, z. B. eine rechtsfähige Unterſtützungskaſſe, 
gründet. Das gleiche gilt aber auch dann, wenn 
ſteu erlich ſelbſtändige Unterſtützungskaſſen 
ohne bürgerliche Rechtsperſönlichkeit errichtet 
werden, auf deren Verwaltung der Arbeitgeber 
keinen oder doch keinen maßgebenden Einfluß 
hat. Dieſe Grundſätze können auch dann ange⸗ 
wendet werden, wenn ein Arbeitgeber dem Ver⸗ 
trauensrat des Betriebs oder ſonſtigen Vertretern 
der Gefolgſchaftsmitglieder Beträge zu dem Zweck 
überweiſt, daß der Vertrauensrat oder die ſonſtigen 
Vertreter der Gefolgſchaftsmitglieder hieraus nach 
ihrem Ermeſſen ohne maßgebenden Einfluß des 
Arbeitgebers in Notſtandsfällen Unterſtützungen ge⸗ 
währen. In allen dieſen Fällen beſteht eine Steuer⸗ 
freiheit der Notſtandsbeihilfe (Abſchnitt 18 LR). 


Zuſchüſſe und Sachleiſtungen der 
Arbeitgeber bei Veranſtaltungen 
der NS⸗-Gemeinſchaft „Kraft durch 
Freude“ und bei ähnlichen Veranſtaltungen ſind 
in beſonders bedeutſamer Weiſe ſteuerlich be⸗ 
günſtigt. 

Zunächſt find alle Sach leiſtungen der Arbeit- 
geber bei Veranſtaltungen der NS-⸗Gemeinſchaft 
„Kraft durch Freude“ und bei ähnlichen Veranital- 
tungen, z. B. bei Betriebsappellen, Aufmärſchen 
und Kameradſchaftsabenden der DAT, fteuerfrei. 
In Betracht kommen hier z. B. Theaterkarten, Ein⸗ 
trittskarten zu Muſeen und ſonſtigen Bildungs⸗ 
ſtätten, Eintrittskarten zu Sportereigniſſen und 
ſonſtigen Ereigniſſen, die Ausgabe von Speiſen 
und Getränken bei kameradſchaftlichem Zuſammen⸗ 
ſein und bei Richtfeſten zum Genuß an Ort und 
Stelle. 

Steuerfrei ſind auch Arbeitgeberzuſchüſſe zur 
Durchführung einer Urlaubsreiſe der NS- 
Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ (Feriengelder, 
Urlaubsgelder). Vorausſetzung iſt, daß der Ur- 
laubszuſchuß je Arbeitnehmer und Arbeitswoche 
den Betrag von 30 Rpfg. oder bei Zahlung in 
einer Summe den Betrag von 16 RM im 
Kalenderjahr nicht überſteigt. 

Leiſtet ein Arbeitgeber Zuſchüſſe zu Kd ⸗Ur⸗ 
laubsreiſen in der Weiſe, daß er Pau ſch beträge, 
die nicht auf die einzelnen Gefolgſchaftsmitglieder 
ausſcheidbar ſind, an den Vertrauensrat des Be⸗ 
triebs oder an einen ſonſtigen Vertreter der Ge⸗ 
folgſchaftsmitglieder übergibt, ſo ſind auch dieſe 
Pauſchbeträge ſteuerfrei. Vorausſetzung iſt, daß 
der Vertrauensrat (ſonſtige Vertreter) die er- 
haltenen Summen nach ſeinem pflichtgemäßen 
Ermeſſen zur Durchführung der Kd§⸗Urlaubs⸗ 
reiſen verteilt. Vorausſetzung iſt weiter, daß der 
Urlaubszuſchuß des einzelnen Gefolgſchaftsmit⸗ 
glieds den Betrag nicht überſteigt, der für eine 
Urlaubsreiſe im Rahmen einer Veranſtaltung der 
NS⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ er⸗ 
forderlich iſt (Abſchnitt 19 LR). 
Arbeitnehmer 


während ihrer Einberufung zur 


Wehrmacht, zum Reichsarbeitsdienſt, 
zur Luftſchutzausbildung und zu 
beſtimmten anderen Dienſtleiſtun⸗ 
gen: Wird ein Arbeitnehmer zur Wehrmacht, 
zum Reichsarbeitsdienſt, zu einem anerkannten 
Leibeserziehungslehrgang oder zum amtlichen Sani⸗ 
tätsdienſt der Wehrmacht einberufen, ſo erhalten 
feine Angehörigen meiſt Familienunter⸗ 
ſtützung. Daneben gewähren die Arbeitgeber 
oft ihrerſeits den Arbeitnehmern Unter⸗ 
ſtützungen. Dieſe Unterſtützungen ſind grundſätzlich 
ſteuerfrei, wenn ſie nicht höher als 195 RM 
monatlich (45 RM wöchentlich) ſind, neben einer 
Familienunterſtützung gewährt werden und zu⸗ 
ſammen mit der Familienunterſtützung zuzüglich 
gewiſſer Beträge für erſparte Verpflegung den 
früheren Nettolohn des Arbeit- 
nehmers nicht überfteigen. 

Ahnliche Grundſätze gelten dann, wenn Arbeit⸗ 
nehmer, die politiſche Leiter der NSDAP oder 
Angehörige der SA, der , des NSK, des 
NSFR, des Deutſchen Roten Kreuzes, der Werk⸗ 
ſcharen oder der HJ ſind, zur Teilnahme an dienſt⸗ 
lichen Sport⸗ und Wehrſportkurſen oder zu dienſt⸗ 
lichen Hilfeleiſtungen in Fällen gemeiner Gefahr 
(überſchwemmungen, Exploſionen, Brandkataſtro⸗ 
phen, Einſturzgefahr u. ä.) oder zur dienſtlichen 
Teilnahme am Reichsparteitag der NSDAP be⸗ 
urlaubt werden. Erhalten dieſe Arbeitnehmer 
während der Beurlaubung Arbeitgeberunter⸗ 
ſtützungen, ſo bleiben dieſe ſteuerfrei. Voraus⸗ 
ſetzung iſt, daß die Arbeitgeberunterſtützung nicht 
höher als 195 RM monatlich (45 RM wöchentlich) 
iſt und daß ſie zuſammen mit etwaigen Bezügen, 
die der Arbeitnehmer von den Trägern der dienſt⸗ 
lichen Sport⸗ und Wehrſportkurſe uſw. erhält, 
den früheren Nettolohn des Arbeitnehmers nicht 
überſteigt. 

Die gleichen Grundſätze gelten auch in den 
Fällen, in denen Arbeitnehmer zur Luftſchutzaus⸗ 
bildung (Luftſchutzlehrgängen, Luftſchutzübungen) 
oder zu einem Lehrgang des Deutſchen Luftſport⸗ 
verbands beurlaubt werden (Abſchnitt 112 LR). 


d) Freitrunk und Haustrunk im Braue⸗ 


reigewerbe, Freimilch in gefund- 
heits gefährdenden Betrieben: Den 
Arbeitnehmern im Brauereigewerbe wird oft von 
ihren Arbeitgebern Bier zum Genuß an Ort und 
Stelle im Betrieb (Freitrunk) unentgeltlich 
verabreicht. Dieſe Sachleiſtung iſt grundſätzlich 
kein Arbeitslohn. Aus Billigkeitsgründen 
iſt die gleiche Regelung auch für den ſogenannten 
Haustrunk getroffen. Der Haustrunk unter⸗ 
ſcheidet ſich vom Freitrunk dadurch, daß er auch zum 
Genuß außerhalb des Betriebs, z. B. in der 
Wohnung, beſtimmt iſt. In beiden Fällen 
hängt die Steuerfreiheit davon ab, daß der Frei⸗ 
trunk oder Haustrunk vom Arbeitnehmer nicht 
verkauft werden darf, und daß er nur in 
einer ſolchen Menge gewährt wird, die darauf 
ſchließen läßt, daß ein Verkauf auchtatſächlich 
nicht erfolgt. 

In Betrieben, deren Eigenart eine unvermeid⸗ 
liche Geſundheitsgefährdung der dort beſchäftigten 
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Gefolgſchaftsmitglieder mit ſich bringt, wird oft 
Milch an die Gefolgſchaftsmitglieder unentgelt⸗ 
lich verabreicht. Durch den Milchgenuß ſollen ge⸗ 
wiſſe geſundheitsgefährdende Einwirkungen, z. B. 
Staub oder Blei, bekämpft werden. Auch dieſe 
Freimilch iſt grundſätzlich lohnſteuer frei (Ab⸗ 
ſchnitt 118 LR). 


Eß marken: Es gehört zu den ſozialhygieni⸗ 
ſchen Grundforderungen, jedem Arbeitnehmer die 
Einnahme einer warmen Mahlzeit während 
der Arbeitszeit zu ermöglichen. Viele Betriebe 
liefern daher ihren Arbeitnehmern aus dem 
eigenen Betrieb oder einer werkseigenen Kantine 
unentgeltlich oder gegen kleine Zuzahlung warme 
Mahlzeiten. Hier handelt es ſich grundſätzlich um 
Sach bezüge, die nach dem für Sachbezüge auf⸗ 
geſtellten amtlichen Bewertungsſätzen zu bewerten 
ſind. Leiſtet der Arbeitnehmer Zuzahlungen auf 
die einzelne Mahlzeit, ſo iſt die Zuzahlung auf 
den Sachbezug anzurechnen. Nur der verbleibende 
Reſt iſt dann lohnſteuerpflichtig. Da die amtlichen 
Bewertungsſätze bewußt ſehr niedrig gehalten ſind, 
iſt die Steuerpflicht in dieſen Fällen grundfätzlich 
nicht unbillig. 

Nach den gleichen Grundſätzen iſt zu ver⸗ 
fahren, wenn an die Arbeitnehmer EBmarken 
ausgegeben werden, die nicht über einen beſtimm⸗ 
ten Geldbetrag lauten, ſondern nur eine An⸗ 
weiſung auf eine beſtimmte Mahlzeit enthalten 
und in benachbarten Gaſtſtätten eingelöſt werden. 

Werden dagegen Eßmarken ausgegeben, die 
über einen Geldbetrag lauten und mit dieſem 
Geldbetrag von gewiſſen Gaſtſtätten bei Entnahme 
von beliebigen Mahlzeiten in Zahlung genommen 
werden, ſo würde es ſich nicht mehr um einen 
Sach bezug, ſondern um einen Bar bezug han⸗ 
deln. Die Eßmarke könnte daher nicht zu den 
(günftigen) amtlichen Bewertungsſätzen für Sach⸗ 
bezüge bewertet werden, ſondern ſie wäre mit ihrem 
vollen Nennbetrag lohnſteuerpflichtig. Aus Billig- 
keitsgründen iſt aber auch in dieſen Fällen die 
Sache ſo anzuſehen, als ob der Arbeitnehmer von 
feinem Arbeitgeber eine Mahlzeit als Sach- 
bezug geliefert erhalten hätte. Etwaige Zu⸗ 
zahlungen des Arbeitnehmers ſind von dem ſich 
ergebenden Wert dieſes Sachbezugs abzuziehen. 
Dieſe Regelung gilt nur für Eßmarken, die über 
keinen höheren Wert als eine Reichsmark 
lauten. Außerdem muß durch Vereinbarungen 
zwiſchen dem Arbeitgeber und den einlöſungs⸗ 
berechtigten Gaſtſtätten ausdrücklich ſichergeſtellt 
ſein, daß die Eßmarken nur zum Erwerb von 
Mahlzeiten, nicht etwa von Getränken und Rauch⸗ 
waren, in Zahlung genommen werden. Voraus⸗ 
ſetzung iſt weiter, daß für den Arbeitnehmer jeder 
Umtauſch der Eßmarken in bares Geld ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. 

Beſonders bedeutſam iſt die Beſtimmung, daß 
bei Ausgabe von Eßmarken die Lohnſteuer nicht 
für jeden einzelnen Arbeitnehmer 
berechnet werden muß. Es iſt zur Arbeitsverein⸗ 
fachung zugelaſſen, daß die Lohnſteuer nach einem 
von der durchſchnittlichen Zahl der Arbeitnehmer 
und deren durchſchnittlichen Familienſtand ab⸗ 


h) Feſtanzug der 


hängigen Hundertſatz pauſchal berechnet wird. 
Außerdem können die Oberfinanzpräſidenten an⸗ 
ordnen, daß eine Beſteuerung der Eßmarken erſt 
vorgenommen wird, wenn der Wert des in der 
Eßmarke verkörperten Sachbezugs (nach Abzug 
etwaiger Zuzahlungen des Arbeitnehmers) einen 
beſtimmten Mindeſtbetrag überſchreitet (Abſchnitt 
120 LR). 


f) Auslöſungen nehmen gegenwärtig einen be- 


ſonders bedeutſamen Platz innerhalb der Sozial- 
leiſtungen des Arbeitgebers ein. Die beſtehende 
Knappheit an Arbeitskräften, verbunden mit der 
Errichtung neuer Induſtriewerke, den Bau des 
Weſtwalls und der Reichsautobahnen haben es mit 
ſich gebracht, daß Arbeitnehmer oft aus weit ent⸗ 
fernten Gebietsteilen Großdeutſchlands herangeholt 
werden müſſen. Daraus ergeben ſich viele neue 
Formen ſozialer Betreuung, wie z. B. Trennungs⸗ 
entſchädigungen, Wegzeitentſchädigungen, unent⸗ 
geltliche Wochenend- und Urlaubsheimfahrten, 
Fürſorge für geeignete Unterbringung und Ver⸗ 
pflegung uſw. Die hier ſich ergebenden Fragen 
ſind eingehend in dem Runderlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 8. Auguſt 1938 
82173 — 175 III, RStBl. 1938 S. 785, geregelt. 
Es iſt nicht möglich, hier auf die Einzelheiten 
dieſer Regelung ausführlich einzugehen. 


g) Umzugskoſten ſind bei einem privaten Arbeit⸗ 


nehmer dann Werbungskoſten, wenn der 
Umzug dienſtlich veranlaßt war, aber durch 
den Umzug kein Wechſel des Arbeit- 
gebers eintritt, oder wenn trotz Wechſels des 
Arbeitgebers kein Berufswechſel des 
Arbeitnehmers eintritt. Die Umzugskoſten 
ſind als Werbungskoſten bis zur Höhe der Beträge 
anzuerkennen, die ein vergleichbarer Beamter im 
Fall dienſtlicher Verſetzung als Umzugskoſtenver⸗ 
gütung nach dem Geſetz über Umzugskoſtenver⸗ 
gütung der Beamten vom 3. Mai 1935 (RGBl. J 
S. 566) und der Durchführungsverordnung vom 
7. Mai 1935 (RBeſBl. S. 40) erhalten würde. Er⸗ 
ſetzt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Um⸗ 
zugskoſten (ſogenannte Umzugskoſtenentſchädi⸗ 
gung), ſo würde dieſe Entſchädigung an ſich zum 
ſteuerpflichtigen Arbeitslohn gehören. Zur Ver⸗ 
einfachung des Verfahrens iſt aber zugelaſſen, daß 
die Entſchädigung bis zur Höhe der einem ver— 
gleichbaren Reichs beamten zuſtehenden Um⸗ 
zugskoſtenvergütung von vornherein lohnſteuer⸗ 
frei bleibt (Abſchnitt II7 LR). 


Deutſchen Arbeits⸗ 
front und Werkſcharuniform: Die un⸗ 
entgeltliche Lieferung von Feſtanzügen der DAT 
oder von Werkſcharuniformen durch die Arbeit- 
geber iſt grundſätzlich ſteuerpflichtiger 
Arbeitslohn. Aus Billigkeitsgründen kann 
aber der Wert des gelieferten Feſtanzugs (der ge⸗ 
lieferten Werkſcharuniform) für die Berechnung 
der Lohnſteuer von Wochenlohnempfängern in 
vier gleichen Teilen bei den Lohnzahlungen für die 
Woche der Lieferung und für die unmittelbar 
folgenden drei Arbeitswochen zur Beſteuerung 
herangezogen werden. Das wird wegen der Lohn⸗ 


8. 
a) 


b) Gelegenheitsgeſchenke 
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ſteuerſtufen im Ergebnis oft zur Steuerfreiheit 
dieſer Sachleiſtungen führen. 

Wird den Arbeitnehmern zur Beſchaffung des 
Feſtanzugs (der Werkſcharuniform) vom Arbeit⸗ 
geber ein Vor ſchu ß gegeben, jo kann dieſer Vor⸗ 
ſchuß zunächſt als Darlehn betrachtet werden. 
Der Vorſchuß iſt dann bei der Auszahlung lohn- 
ſteuer frei. Wird der Vorſchuß in der Weiſe ge⸗ 
tilgt, daß bei den ſpäteren Lohnzahlungen Teile 
des Arbeitslohns als Tilgungsrate auf den ge⸗ 
währten Vorſchuß verrechnet werden, ſo iſt der 
volle Arbeitslohn vor Abzug des Tilgungs⸗ 
betrags lohnſteuerpflichtig (Abſchnitt VI 10 LR). 


Grundſätze aus der Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofs 

Annehmlichkeiten, die ein Arbeitgeber 
feinen Arbeitnehmern während der Beſchäf⸗ 
tigungsdauer verſchafft, ſind grundſätzlich 
kein ſteuerpflichtiger Arbeitslohn. Dieſe Leiſtun⸗ 
gen haben den Charakter von Bedingungen, 
unter denen die Arbeit geleiſtet wird, nicht den 
Charakter von Arbeitsentgelt. Sie ſind 
deshalb ſo wenig ſteuerpflichtig wie die Ein⸗ 
räumung eines gut ausgeſtatteten Arbeitsplatzes 
nach den Grundſätzen des Amtes „Schönheit der 
Arbeit“. Darunter fallen z. B. die Bereitſtellung 
von Aufenthalts-, Speiſe⸗, Duſch⸗ und Bade⸗ 
räumen, von Sportanlagen, Sonnenterraſſen, 
Liegewieſen, Schwimmbädern uſw. Stellt ein 
Arbeitgeber einen Kraftwagen (Omnibus) oder 
ein ſonſtiges werkseigenes Verkehrsmittel ſeinen 
Arbeitnehmern zur Fahrt zwiſchen Wohnung und 
Arbeitsſtätte zur Verfügung, ſo iſt der darin 
liegende geldwerte Vorteil ebenfalls nicht ſteuer⸗ 
pflichtig (Hinweis auf DStZ 1938 Nr. 23). 


gehören dann 
nicht zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn, wenn bei 
ihnen der Gedanke im Vordergrund ſteht, eine 
Ehrung, Aufmerkſamkeit oder Freude 
zu bereiten. Es muß ſich dabei immer um ſolche 
Gelegenheiten handeln, bei denen üblicher⸗ 
weiſe Bekannte kleine Geſchenke auszutauſchen 
pflegen, auch wenn ſie nicht im Verhältnis von 
Arbeitgeber zum Arbeitnehmer ſtehen. Außerdem 
dürfen die Geſchenke nach Art und Höhe nicht un⸗ 
gewöhnlich und übermäßig ſein. Entſcheidend iſt 
dabei die Volksanſchauung über die Höhe 
und Angemeſſenheit ſolcher Geſchenke, nicht etwa 
die Auffaſſung, die ſich darüber in den beteiligten, 
z. B. wohlhabenden, Kreiſen gebildet hat. Nur 
unter dieſen Vorausſetzungen tritt der Zuſammen⸗ 
hang mit dem beſtehenden Dienſtverhältnis ſo weit 
zurück, daß das Vorliegen ſteuerpflichtigen Arbeits⸗ 
lohns zu verneinen iſt. Deshalb find z. B. ſteuer⸗ 
frei: die üblichen Feſttags⸗, Namens- 
tags, Hochzeits⸗ und Neujahrs⸗ 
geſchenke. Dabei wird es ſich überwiegend um 
Sach geſchenke handeln müſſen, wenn Steuer⸗ 
freiheit gegeben fein ſoll. Bar geſchenke, die zu 
ſolchen Gelegenheiten an Stelle eines Sachgeſchenks 
gegeben werden, werden nur dann ſteuerfrei 
bleiben können, wenn ſie klein ſind. übernimmt 
ein Arbeitgeber die Koſten für ein Ehrenbegräbnis 
eines verſtorbenen Arbeitnehmers, ſo iſt darin 
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ebenfalls kein ſteuerpflichtiger Arbeitslohn zu er⸗ 
blicken (RStBl. 1938 S. 316). 

Nach den gleichen Grundſätzen werden 
Preiſe oder Belohnungen für gute Lei⸗ 
ſtungen beim Reichsberufswettkampf 
ſteuerfrei bleiben können. 


c) Am Tag der Nationalen Arbeit werden 
von den Arbeitgebern oft Bar⸗ und Sachzuwen⸗ 
dungen gemacht. Sach zuwendungen zu dieſem 
Tag (3. B. gemeinſames Eſſen der geſamten Ge⸗ 
folgſchaft mit dem Betriebsführer) ſind grund⸗ 
ſätzlich ſteuerfrei. Bar zuwendungen ſind bisher 
alljährlich vom Reichsminiſter der Finanzen durch 
beſonderen Erlaß ſteuerfrei gelaſſen worden, wenn 
ſie den Betrag von 3 RM nicht überſtiegen haben. 


d) Die verbilligte Warenabgabe aus dem 
eigenen Betrieb des Arbeitgebers an deſſen Arbeit- 


nehmer iſt nach dem bedeutſamen Urteil des 
Reichsfinanzhofs (RStBl. 1939 S. 299) grund⸗ 
ſätzlich lohnſteuer frei. Vorausgeſetzt iſt, daß eine 
ſolche verbilligte Warenabgabe allgemein üblich 
iſt, daß die verbilligt abgegebenen Waren zum 
perſönlichen Gebrauch oder Ver⸗ 
brauch durch den Arbeitnehmer und ſeine Ange⸗ 
hörigen beſtimmt ſind, und daß die Rabattgewäh⸗ 
rung einen gewiſſen Höchſtſatz, etwa 25 v. H., 
nicht überſteigt. Die gleichen Grundſätze gelten 
auch, wenn der Arbeitgeber ſeinen Arbeitnehmern 
die Vorteile einer Sammelbeſtellung von 
Waren verſchafft, auch wenn es ſich um ſolche 
Waren handelt, die nicht im Betrieb des 
Arbeitgebers hergeſtellt oder gehandelt 
werden. Wegen der Einzelheiten Hinweis auf 
DStZ 1938 Nr. 21. 


Zur Mehreinkommensteuer von Regierungsrat Gaus, Berlin, Reichsfinanzministe rium 


Inhalt: 


— 


. Veranlagung der in die Oſtmark oder in die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete übergeſiedelten Mehreinkommenſteuer⸗ 
pflichtigen, 

2. Die Veranlagung der Perſonengeſellſchaften zur Mehr⸗ 

einkommenſteuer, 


1. Veranlagung der in die Oſtmark oder in die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete übergeſiedelten Mehreinkommen⸗ 
ſteuerpflichtigen 

Einkommenſteuerpflichtige oder Körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtige, die in die Oſtmark oder in die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete übergeſiedelt ſind, unterliegen dann 
der Mehreinkommenſteuerpflicht, wenn ſie erſt im 
Laufe des Kalenderjahrs 1938 die über⸗ 
ſiedlung vorgenommen haben. Hinweis auf den 
Aufſatz „Zur Mehreinkommenſteuer“ in Nr. 27 der 
DStZ 1939. 

Fraglich könnte der Umfang der Mehrein⸗ 
kommenſteuerpflicht ſein. Iſt im Fall der Über⸗ 
ſiedlung im Laufe des Kalenderjahrs 1938 dem Ein⸗ 
kommen des Kalenderjahrs 1937 das Einkommen des 
vollen Kalenderjahrs 1938 gegenüberzuſtellen, oder 
ſind die Einkünfte herauszurechnen, die nach der Über⸗ 
ſiedlung in die Oſtmark oder in die ſudetendeutſchen 
Gebiete erzielt worden ſind? 

Die Mehreinkommenſteuer gilt 8 12 Abſatz 2 N 
gemäß im Land Oſterreich und in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten nicht. Die überſiedlung in 
dieſe Gebiete kommt für die Mehreinkommenſteuer 
einer Auswanderung gleich. Die in dieſen Gebieten 
erzielten Einkünfte ſind demgemäß aus dem Ein⸗ 
kommen des Kalenderjahrs 1938 herauszurechnen. 
Das Einkommen des Kalenderjahrs 1937 iſt ent⸗ 
ſprechend den Verhältniſſen des Zweitjahrs umzu⸗ 
rechnen. 

Beiſpiel: 

Ein in Berlin anſäſſiger Prokuriſt hat 1937 ein 
Einkommen von 12000 RM gehabt. Am 1. Auguſt 
1938 zieht er nach Wien und wird dort als Direktor 
angeſtellt. Sein Einkommen im Kalenderjahr 1938 
hat 20 500 RM betragen. Davon entfallen auf 


3. Verminderung landwirtſchaftlicher oder forſtwirtſchaft⸗ 
licher Verluſte, 


4. Außerordentliche Einkünfte, 
5. Einkünfte aus einmaligen Vermögensanfällen. 


das in Wien erzielte Einkommen 10 000 RM. 

Im Zweitjahr iſt von einem Einkommen von 
10 500 RM auszugehen. Das Einkommen des 
Erſtjahrs iſt auf ſieben Monate = 7000 RM um⸗ 
zurechnen. Mehreinfommen = 3 500 RM ab- 
züglich Freibetrag. 


Nur im Fall der Verlegung des Wohnſitzes 
oder des Orts der Leitung nach der Oſtmark oder nach 
den ſudetendeutſchen Gebieten bleibt das dort erzielte 
Einkommen bei der Berechnung des Mehreinkommens 
außer Betracht. Ein im Altreichanſäſſiger Mehr⸗ 
einkommenſteuerpflichtiger muß ſein geſamtes 
Mehreinkommen verſteuern. Es iſt dabei ohne Be⸗ 
deutung, ob ſein Mehreinkommen aus dem Altreich, 
aus der Oſtmark und den ſudetendeutſchen Gebieten 
oder aus dem Ausland ſtammt. 


2. Die Veranlagung der Perſonengeſellſchaften zur 
Mehreinkommenſteuer 

Perſonengeſellſchaften (Offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaften, Kommanditgeſellſchaften und ſonſtige Unter⸗ 
nehmergemeinſchaften) find in der Einkommenſteuer 
nicht als ſelbſtändige Steuerperſonen anzuſehen. 
Steuerpflichtig ſind die einzelnen Geſellſchafter. 
Die Veranlagung der einzelnen Geſellſchafter kann 
erſt erfolgen, nachdem der Gewinn der Geſellſchaft ein⸗ 
heitlich und geſondert feſtgeſtellt iſt und auf die Ge⸗ 
ſellſchafter verteilt worden iſt (8 215 Abſatz 2 AO). 
Zuſtändig für die einheitliche Gewinnfeſtſtellung iſt 
§ 72 Ziffer 2 AO gemäß das Finanzamt, in deffen 
Bezirk ſich die Geſchäftsleitung der Geſellſchaft be⸗ 
findet (Betriebsfinanzamt). Zuſtändig für die Ver⸗ 
anlagung der einzelnen Geſellſchafter it § 73a 
Abſatz 2 AO gemäß das Finanzamt, in deſſen Bezirk 
der Steuerpflichtige ſeinen Wohnſitz hat (Wohnſitz⸗ 
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finanzamt). Der Feſtſtellungsbeſcheid iſt, auch wenn er 
mit der Steuerfeſtſetzung in einem Beſcheid vereinigt 
iſt, eine ſelbſtändige, mit Rechtsmitteln ſelb⸗ 
ſtändig anfechtbare Entſcheidung ($ 213 Abſatz 2 AO). 

Entſprechend der Regelung in der Einkommen⸗ 
ſteuer iſt mehreinkommenſteuerpflichtig nicht die Ge⸗ 
ſellſchaft. Mehreinkommenſteuerpflichtig ſind die 
einzelnen Geſellſchafter. Jedem Geſell⸗ 
ſchafter ſteht gegen den Mehreinkommenſteuerbeſcheid 
das Rechtsmittel des Einſpruchs zu. Das Rechts⸗ 
mittel legt der Geſellſchafter bei dem für ihn zuſtän⸗ 
digen Finanzamt, beim Wohnſitzfinanzamt, ein. 
Wohnen die Geſellſchafter nicht im gleichen Finanz⸗ 
amtsbezirk, ſo ſind für die Einſprüche der Geſellſchafter 
verſchiedene Finanzämter zuſtändig. Es gibt jedoch in 
der Mehreinkommenſteuer, ebenſo wie bei der einheit⸗ 
lichen Gewinnfeſtſtellung in der Einkommenſteuer, 
Fragen, die für und gegen alle Geſellſchafter gleich 
und einheitlich entſchieden werden müſſen. Wenn 
zum Beiſpiel notwendige Erweiterungen des abnutz⸗ 
baren betrieblichen Anlagevermögens im Sinn des 
87 Ziffer 4 NF und des § 42 NF DO geltend 
gemacht werden, ſo kann die Entſcheidung für alle Ge⸗ 
ſellſchafter nur die gleiche ſein. Dasſelbe gilt, wenn 
ein Abzug für Bewertungsfreiheit bei kurzlebigen 
Wirtſchaftsgütern $ 43 NF DVoO gemäß gefordert 
wird. Weitere Fälle dieſer Art ſind zum Beiſpiel die 
des 8 7 Ziffer 6 NF und des 8 32 Abſatz 1 Ziffern 3 
und 5 NF DVO. Über alle dieſe Fragen kann nur 
eine einheitliche Entſcheidung ergehen. 


Es bedarf keiner Begründung, daß im Fall der 
Zuſtändigkeit verſchiedener Wohnſitzfinanzämter wider⸗ 
ſprechende Entſcheidungen mehrerer Finanzämter in 
der gleichen Frage unter allen Umſtänden 
vermieden werden müſſen. Einander widerſprechende 
Entſcheidungen können nur vermieden werden, wenn 
die zu löſenden Fragen von einem Finanzamt ent⸗ 
ſchieden werden. Das gegebene Finanzamt hierfür iſt 
das Betriebsfinanzamt. Das Betriebs⸗ 
finanzamt trifft die erforderlichen Feſtſtellungen und 
Entſcheidungen und teilt fie den Wohnſitzfinanz⸗ 
ämtern mit. 

Welche Bedeutung hat die Entſcheidung des Be⸗ 
triebsfinanzamts? Iſt ſie nur eine Auskunft an die 
beteiligten Finanzämter oder eine Feſtſtellung ähnlich 
der Gewinnfeſtſtellung des § 215 Abſatz 2 AO? Wenn 
die Entſcheidung des Betriebsfinanzamts nur eine 
Auskunft darſtellt, ſo wird der erſtrebte Zweck, wider⸗ 
ſprechende Entſcheidungen zu verhindern, nicht er⸗ 
reicht. Das Wohnſitzfinanzamt oder die verſchiedenen 
Wohnſitzfinanzämter könnten ſich eine andere Auf- 
faſſung zu eigen machen. Es iſt vorgeſchlagen worden, 
die Wohnſitzfinanzämter an die Auskunft des Be⸗ 
triebsfinanzamts zu binden. Damit würde aber 
der erſtrebte Zweck auch nicht völlig erreicht werden. 
Sobald die Finanzgerichte angerufen würden, wäre 
wieder die Möglichkeit widerſprechender Entſchei⸗ 
dungen gegeben. Eine einheitliche Entſcheidung iſt 
nur gewährleiſtet, wenn der Entſcheidung des Be⸗ 
triebsfinanzamts die Bedeutung eines Feſt ; 
ſtellungsbeſcheids, der ſelbſtändig an- 
fechtbar iſt, zukommt. Der Einwand, der einzelne 
Geſellſchafter habe dann zwei Rechtsmittel, was nicht 
zweckmäßig ſei, iſt nicht ſtichhaltig. Im Einkommen⸗ 


ſteuerveranlagungsverfahren ſind ebenfalls zwei 
Rechtsmittel gegeben, eines gegen den Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid und eines gegen den Einkommenſteuerbeſcheid 

Soweit für dieſe Auffaſſung nicht die erforderliche 
geſetzliche Grundlage gegeben iſt, müßte ſie geſchaffen 
werden. 

Eine Frage mehr praktiſcher Art iſt es, ob das 
Betriebsfinanzamt die für al le Geſellſchafter erheb⸗ 
lichen Feſtſtellungen zur Mehreinkommenſteuer ſchon 
bei der einheitlichen Feſtſtellung des Gewinns treffen 
ſoll oder ob es eine entſprechende Aufforderung der 
Wohnſitzfinanzämter oder der Geſellſchafter abwarten 
ſoll. In vielen Fällen werden die Geſellſchafter trotz 
erhöhter Gewinne aus der Geſellſchaft nicht mehr⸗ 
einkommenſteuerpflichtig werden, weil ihre ſonſtigen 
Einkünfte zurückgegangen ſind oder die Vergünſti⸗ 
gungen der Durchführungsverordnung ein ſteuer⸗ 
pflichtiges Mehreinkommen nicht entſtehen laſſen. Das 
Betriebsfinanzamt würde viel überflüſſige Arbeit 
leiſten, wenn es von vornherein die alle Geſellſchafter 
angehenden Feſtſtellungen treffen würde. Im Hin⸗ 
blick auf die große Arbeitsbelaſtung, die den Finanz⸗ 
ämtern aus der erſtmaligen Veranlagung zur Mehr⸗ 
einkommenſteuer erwächſt, bin ich der Auffaſſung, daß 
wenigſtens für die Mehreinkommenſteuer 1939 das 
Betriebsfinanzamt zuwarten kann, bis anläßlich der 
Veranlagung der einzelnen Geſellſchafter zur Mehr⸗ 
einkommenſteuer die Notwendigkeit zur Entſcheidung 
der alle Geſellſchafter angehenden Fragen auftritt. 


3. Verminderung landwirtſchaftlicher oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Verluſte 

8 7 Ziffer 1 NS gemäß vermindert ſich das 
ſteuerpflichtige Mehreinkommen um das im Zweit⸗ 
jahr erzielte Mehr an landwirtſchaftlichen und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Einkünften. 

Es iſt die Frage entſtanden, ob bei einer Ver⸗ 
ringerung landwirtſchaftlicher oder forſtwirtſchaftlicher 
Verluſte dieſe Vorſchrift Anwendung findet. Die 
Frage hat praktiſche Bedeutung, wenn ein Landwirt 
oder Forſtwirt neben landwirtſchaftlichen oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Verluſten im Erſtjahr und im Zweit⸗ 
jahr noch ſonſtige Einkünfte hat. 

Beiſpiel: 

Ein Landwirt hat 1937 nach Abzug von 200 RM 
Sonderausgaben ein Einkommen von 8800 RM. 
Es ſetzt ſich zuſammen aus einem landwirtſchaft⸗ 
lichen Verluſt von 3000 RM und Einkünften aus 
Kapitalvermögen in Höhe von 12 000 RM. 

1938 hat er einen landwirtſchaftlichen Verluſt 
von 1500 RM und Einkünfte aus Kapitalvermögen 
in gleicher Höhe wie im Erſtjahr (12 000 RM). Das 
Einkommen beträgt nach Abzug der Sonder⸗ 
ausgaben von 200 RM 10300 RM. Der Vergleich 
zwiſchen dem Einkommen des Erſtjahrs und dem 
des Zweitjahrs ergibt ein Mehreinkommen von 
1500 RM. 


Dieſes Mehreinkommen beruht ausſchließlich auf 
der Verringerung des landwirtſchaftlichen Verluſtes. 
Die Verringerung des landwirtſchaftlichen Verluſtes 
wirkt ſich wie eine Steigerung des landwirtſchaftlichen 
Gewinns aus. Ein ſteuerpflichtiges Mehreinkommen 
ſoll aber einem Steuerpflichtigen aus ſeiner landwirt⸗ 
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ſchaftlichen oder forſtwirtſchaftlichen Tätigkeit nach dem 
Zweck des 8 7 Ziffer 1 NF nicht erwachſen. Das 
Mehreinkommen im Beiſpiel in Höhe von 1500 RM 
iſt um die Verminderung des landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
luſtes im Betrag von 1500 RM zu kürzen. Ein ſteuer⸗ 
pflichtiges Mehreinkommen beſteht nicht. 


4. Außerordentliche Einkünfte 

§ 7 Ziffer 2 NS gemäß wird das Mehrein- 
kommen vermindert um das im Zweitjahr erzielte 
Mehr an außerordentlichen Einkünften (§S 34 EStG), 
ſoweit ſie nicht zu dem Zweitjahr in Beziehung ſtehen. 
Dieſe Vorſchrift iſt durch 8 40 NF DO ergänzt und 
erweitert. § 40 unterſcheidet bei den außerordent⸗ 
lichen Einkünften des § 34 Abſatz 2 EStG zwiſchen 
den Einkünften der Ziffern 1, 3 und 4 und den Ver⸗ 
äußerungsgewinnen der Ziffer 2. 

Wenn die Vergünſtigung des § 40 Abſatz 1 
NDO Anwendung finden ſoll, müſſen entweder 
Einkünfte vorliegen, die die Entlohnung für eine 
mehrjährige Tätigkeit darſtellen oder es muß ſich um 
Entſchädigungen im Sinn des § 24 Ziffer 1 ESt 
handeln oder um Zinſen, wie ſie im § 34 Abſatz 2 
Ziffer 4 EStG näher bezeichnet find. Maßgebend iſt 
demgemäß die Beurteilung durch das Ein⸗ 
kommenſteuerrecht. 

Das Einkommenſteuerrecht kennt außer den ge⸗ 
nannten Fällen noch weitere Fälle, auf die $ 34 EStG 
Anwendung findet. Abſatz 3 des § 34 EStG gemäß 
iſt dieſe Vorſchrift auf Antrag auch auf die Einkünfte 
aus außerordentlichen Waldnutzungen 
anzuwenden. § 7 Ziffer 2 NF und 8 40 NF DVO 
ſcheiden hier aber aus, weil jedes Mehr an forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Einkünften bei der Ermittlung des ſteuer⸗ 
pflichtigen Mehreinkommens außer Anſatz bleibt 
(8 7 Ziffer 1 NF). 

$ 34 EStG findet außerdem Anwendung auf ge⸗ 
wiſſe Jubiläumsgeſchenke. Jubiläums⸗ 
geſchenke, bei denen ſämtliche Vorausſetzungen der 
Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen (§ 5 der 
Zweiten LSIDBDO und 8 5 LSIDB) erfüllt find, find 
ſteuerfrei. Sie find damit auch mehreinfommen- 
ſteuerfrei. Liegen nicht alle Vorausſetzungen der 
Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen vor, über⸗ 
ſchreiten insbeſondere die Jubiläumsgeſchenke die 
dort vorgeſehenen Beträge, ſo ſind ſie bei der Lohn⸗ 
ſteuer und bei der veranlagten Einkommenſteuer 
ſteuerpflichtig. Die ſteuerpflichtigen Jubiläums⸗ 
geſchenke können nach den Veranlagungsrichtlinien 
für 1937 IVI f auf Grund der 88 13 und 131 AO 
bei der Veranlagung als außerordentliche 
Einkünfte im Sinn des 8 34 Abſatz 1 EStG an- 
geſehen werden. Vorausſetzung iſt dafür, daß ent⸗ 
weder der Arbeitnehmer ununterbrochen 25, 40 oder 
50 Jahre bei dem Arbeitgeber oder ſeinem Rechts⸗ 
nachfolger beſchäftigt war oder die Firma 25 oder 
50 Jahre oder ein ſonſtiges Mehrfaches von 25 Jahren 
beſtanden hat. 

Zweifelhaft könnte fein, ob die $ 34 EStG gemäß 
begünſtigten Jubiläumsgeſchenke bei der Ermittlung 
des Mehreinkommens völlig außer Anſatz bleiben 
oder mit dem Teil anzuſetzen ſind, der mit dem 
Erſtjahr oder Zweitjahr in Beziehung ſteht. Meines 
Erachtens find fie nach §8 7 Ziffer 2 NY und $ 40 


Abſatz 1, nicht nach $ 40 Abſatz 2 NF DWO, der eine 
Ausnahmeregelung darſtellt, zu behandeln. Bei 
Jubiläumsgeſchenken, die der Arbeitnehmer wegen 
ſeiner langjährigen Zugehörigkeit zum Unternehmen 
erhält, iſt ohne weiteres eine Aufteilung auf die Jahre, 
zu denen das Geſchenk in Beziehung ſteht, möglich. 
Aber auch bei Firmen jubiläumsgeſchenken wird 
dieſe Aufteilung vorgenommen werden können. Die 
Höhe des Geſchenks an den einzelnen Arbeitnehmer 
wird ſich auch hier meiſtens nach ſeiner längeren oder 
kürzeren Zugehörigkeit zum Betrieb richten. 

Liegen Einkünfte im Sinn des § 34 EStG nicht 
vor, fo iſt die Vergünſtigung des § 7 Ziffer 2 NF in 
Verbindung mit § 40 NF DO nicht zu gewähren. 
Das kann mitunter zu Härten führen. Bei Arbeit⸗ 
nehmern zum Beiſpiel findet nach der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG; 
grundſätzlich keine Anwendung. Nach Auffaſſung des 
Reichsfinanzhofs iſt die Tätigkeit eines Angeſtellten 
etwas Einheitliches. Aus ihr kann nicht ein Teil als 
Sondertätigkeit — die bei $34 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG 
vorausgeſetzt iſt — ausgeſchieden werden. Ein 
Arbeitnehmer, der die Vergütung für eine mehr⸗ 
jährige Tätigkeit auf einmal erhält, kann 8 34 
Abſatz 2 Ziffer 1 ESt® und damit § 40 Abſatz 1 
NF DDO nicht geltend machen. Das Finanzamt hat 
aber die Möglichkeit, ihm in geeigneten Fällen § 32 
Abſatz 2 NF DVoO gemäß entgegenzukommen, wenn 
in der Zugrundelegung des vollen Mehreinkommens 
eine unbillige Härte gegeben ſein würde. 

Die Anwendung des § 34 EStG iſt eine Frage, 
die im Einkommenſteuerveranlagungsverfahren zu 
entſcheiden iſt. Hat das Finanzamt § 34 im Ein- 
kommenſteuerveranlagungsverfahren bejaht, ſo muß 
es ihn auch für die Mehreinkommenſteuer anerkennen. 
Sit 8 34 EStG vom Finanzamt im Einkommen- 
ſteuerveranlagungsverfahren verneint worden, ſo 
ſcheiden damit für die Mehreinkommenſteuer & 7 
Ziffer 2 NF und 8 40 NF DO aus. Widerſprechende 
Entſcheidungen dürfen nicht ergehen. 

Hat der Pflichtige § 34 im Einfommenfteuer- 
veranlagungsverfahren nicht beantragt, zum Beiſpiel. 
weil für ihn die Steuer nach der Einkommenſteuer⸗ 
tabelle günſtiger iſt, jo ſchließt das bei der Mehr⸗ 
einkommenſteuer die Anwendung des 8 7 Ziffer 2 N 
und des § 40 NF DO nicht aus. Das Finanzamt hat 
bei der Veranlagung zur Mehreinkommenſteuer von 
Amts wegen zu prüfen, ob § 7 Ziffer 2 N8 und § 40 
NF DO gegeben find. 


5. Einkünfte aus einmaligen Vermögensanfällen 


87 Ziffer 3 N gemäß wird das Mehreinkommen 
vermindert um die im Zweitjahr erzielten Einkünfte 
aus denjenigen Erbſchaften, Schenkungen und anderen 
einmaligen Vermögensanfällen, die der Steuer- 
pflichtige im Zweitjahr gehabt hat. § 41 Abſatz 3 
Ni DO ſchränkt den Abzug der im Zweitjahr ange⸗ 
fallenen Einkünfte ein. Die Einkünfte ſind nur in⸗ 
ſoweit abzuſetzen, als ſie die aus dem angefallenen 
Vermögen erzielten Einkünfte im Erſtjahr nicht über⸗ 
ſteigen. 

Trifft 8 7 Ziffer 3 NF in Verbindung mit $ 41 
NF DO zu, wenn der Pflichtige Einkünfte aus der 
Erbſchaft zwar erſt im Zweitjahr erzielt hat, die Erb⸗ 
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ſchaft aber bereits im Erſt jahr angefallen iſt? 
8 7 Ziffer 3 NF ſpricht zwar nur von Erbſchaften, 
Schenkungen und anderen einmaligen Vermögens- 
anfällen, die der Steuerpflichtige im Zweitjahr gehabt 
hat. Hierauf kommt es aber nicht entſcheidend an. 
§ 7 Ziffer 3 NF muß entſprechend feinem Sinn und 
Zweck auch dann angewendet werden, wenn die Erb- 
ſchaft im Erſtjahr angefallen iſt. 
Beiſpiel: 
Ein Sohn beerbt ſeinen Vater Ende Dezember 
1937. Die Erbſchaft beſteht aus Hausbeſitz, den 
der Vater vermietet hatte und aus dem er im Ka⸗ 
lenderjahr 1937 Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung in Höhe von 24000 RM erzielt hatte. 
Der Sohn hat aus dem Hausbeſitz im Kalenderjahr 
1938 Einkünfte in Höhe von 30 500 RM erzielt. 
Von dem Mehreinkommen des Sohnes ſind 
24 000 NM abzuziehen. 


Kommt die Vergünſtigung des § 7 Ziffer INT 
auch dann in Betracht, wenn die Erbſchaft und die 
Einkünfte hieraus im Erſtjahr angefallen ſind? 
Der Wortlaut der Vorſchrift ſpricht dagegen. Die 
Nichtanwendung der Vergünſtigung würde aber unter 
Umſtänden zu außerordentlichen Härten für den 
Pflichtigen führen, zum Beiſpiel dann, wenn der 
Pflichtige Anfang Dezember 1937 geerbt hat und im 
Dezember noch Einkünfte aus der Erbſchaft gehabt 
hat. Nach dem Wortlaut der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen dürfte der Erbe keinen Abzug vornehmen, 
ſondern hätte den ganzen Unterſchiedsbetrag zwiſchen 
den Einkünften des Dezembers 1937 und den Ein⸗ 
künften des ganzen Jahres 1938 zu verſteuern. 
Nach Zweck und Sinn der Regelung muß ein Aus- 
gleich in der Weiſe vorgenommen werden, daß den 
Einkünften des Zweitjahrs die geſamten Erſt⸗ 
jahrseinkünfte aus der Vermögensmaſſe gegenüber⸗ 
zuſtellen ſind. Der Erbe ſoll das Mehr verſteuern, 
das ſich aus dem Vergleich der Einkünfte im Erſtjahr 
mit den Einkünften im Zweitjahr ergibt. Dabei 
müſſen die Einkünfte des Erſtjahrs und des Zweit⸗ 
jahrs vergleichbar ſein. Sind ſie es nicht, müſſen ſie 
vergleichbar gemacht werden. 


Beiſpiel: 
Der Erbe hat 1937 ein Einkommen von 
15 000 RM. 1938 hat er ein Einkommen von 


22 000 RM. Er hat Anfang Dezember 1937 
100 000 RM geerbt und für Dezember 1937 500 RM 
Zinſen bezogen. Der Erblaſſer hatte im Kalender⸗ 
jahr 1937 5000 RM Zinſen bezogen. Im Kalender⸗ 
jahr 1938 find dem Erben 6 000 RM Zinſen zu⸗ 
gefloſſen. 

Vom Mehreinkommen von 7000 RM k find 
5 500 RM abzuziehen. Steuerpflichtiges Mehr⸗ 
einkommen = 1500 RM abzüglich Freibetrag. 


Iſt der Vermögensanfall im Laufe des 
Zweitjahrs erfolgt, ſo müſſen die Einkünfte des 
Erſtjahrs auf einen den Verhältniſſen des Zweitjahrs 
entſprechenden Zeitraum umgerechnet werden. 
Beiſpiel: 

Der Erbe erbt Ende Juni 1938 80 000 RM. 
Er bezieht hieraus für die Zeit vom 1. Juli bis 
31. Dezember 1938 2000 RM Zinſen. Der Erb⸗ 
laſſer hat für das Kalenderjahr 1937 3 200 RM 
Zinſen bezogen. 

Die Zinſen des Erſtjahrs ſind auf ein halbes 
Jahr = 1600 RM umzurechnen. Vom Mehrein⸗ 
kommen des Erben find 1600 RM abzuziehen. 

Eine Umrechnung der Einkünfte des Erſt⸗ 
jahrs auf einen den Verhältniſſen des Zweitjahrs ent⸗ 
ſprechenden Zeitraum iſt trotz Anfalls der Erbſchaft im 
Laufe des Zweitjahrs nicht immer notwendig. 
Wenn zum Beiſpiel der Erbe im Dezember 1938 Aktien 
erbt und im gleichen Monat die Dividenden für das 
Wirtſchaftsjahr 1937/38 bezieht, kommt eine Umrech⸗ 
nung nicht in Betracht, weil die Dividenden für ein 
volles Jahr ausgeſchüttet werden. Die Einkünfte des 
Erſtjahrs und des Zweitjahrs aus der Erbſchaft ſind 
hier ohne Umrechnung vergleichbar. 

Bei den einmaligen Vermögensanfällen des § 7 
Ziffer 8 NF und des § 41 NF DO handelt es ſich um 
ſolche Vermögensanfälle, die ſteuerfrei ſind. Iſt 
der Vermögensanfall ſelbſt ſteuerpflichtig, ſo 
kommen 8 7 Ziffer 3 NF und 8 41 NF DO nicht zur 
Anwendung. Wenn zum Beiſpiel ein Lotterie⸗ 
einnehmer und Zigarrenhändler in feinem Gewerbe⸗ 
betrieb ein Los ſpielt, ſo zählen der Lotteriegewinn 
und die Zinſen des Lotteriegewinns zu feinem ge⸗ 
werblichen Gewinn. Das gleiche gilt, wenn einer AG 
oder GmbH ein Vermächtnis zufällt. Sie muß das 
Vermächtnis und die Erträge hieraus als gewerbliche 
Gewinne verſteuern ($ 19 der Erſten KSt DO). 


RdF-Erlaß über die Mehreinkommensteuer vom 24. Juli 1939 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Erlaß 
vom 24. Juli 1939 S 2823 — 10 III das folgende an⸗ 
geordnet: 


A. Behandlung der Grenzgebiete (zu § 32 Abſatz 2 
NJ DO) 


Bei der Einführung des Neuen Finanzplans 
habe ich in Ausſicht geſtellt, daß im Rahmen des 
§ 32 Abſatz 2 NF DV die Unternehmen beſonders 
berückſichtigt werden ſollen, die in den Grenz⸗ 
gebieten liegen. Für die Veranlagung zur Mehr⸗ 
e i 1939 gebe ich die folgenden Richt⸗ 
inien: 


1. Kreis der Steuerpflichtigen 
Für die Vergünſtigungen kommen die Steuer. 
pflichtigen in Betracht, die im Kalenderjahr 1938 
ihren Wohnſitz, ihre Geſchäftsleitung oder ihren 
Sitz im Grenzgebiet gehabt haben. 
2. Umfang der Grenzgebiete 
Als Grenzgebiete ſind die folgenden Bezirke 
anzuſehen: 
a) die Provinz Oſtpreußen, 
b) das Saarland, 
c) von den Provinzen Pommern, Brandenburg 


und Schleſien die Gebiete in einer Tiefe von 
30 km längs der Oſtgrenze, 

d) von der Rheinprovinz, von der bayeriſchen 
Pfalz und dem Land Baden die Gebiete in 
einer Tiefe von 30 km längs der Weſtgrenze. 


3. Ausmaß der Vergünſtigung 
Bei Steuerpflichtigen, deren Einkommen 
im Zweitjahr den Betrag von 20 000 RM ni cht 
überſteigt, vermindert das Finanzamt das Mehr⸗ 
einkommen in jedem Fall um ein Drittel. 
Es werden alſo nur zwei Drittel des 
Mehreinkommens zur Beſteuerung heran- 
gezogen. 
Bei Steuerpflichtigen, deren Einkommen 
im Zweitjahr den Betrag von 20000 RM 
überfteigt, kann das Finanzamt das 
Mehreinkommen um bis zu einem Drittel ber- 
mindern. Es darf alſo auch hier nicht unter zwei 
Drittel des Mehreinkommens heruntergegangen 
werden. 
4. Vergünſtigung in 
Gebieten 
Die Bezeichnung beſtimmter Gebiete kann 
zu Härten führen. Ich ermächtige die Ober- 
finanzpräſidenten und die Finanzämter, die 
Vergünſtigung in beſonders gelagerten Fällen 
auch in einem Gebiet zuzulaſſen, das an einer 
früheren Reichsgrenze liegt oder den oben 
bezeichneten Grenzgebieten benachbart iſt. 
5. Einzelfälle 
Durch dieſe allgemeine Regelung wird eine 
weitere Minderung des Mehreinkommens auf 
Grund des § 32 Abſatz 2 NF DVO wegen ſon⸗ 
ſtiger außergewöhnlicher Verhältniſſe nicht aus⸗ 
geſchloſſen. 


benachbarten 


„Notwendige Erweiterungen des betrieblichen An- 

lagevermögens (zu § 42 NF DO) 

§ 7 Ziffer 4 NF und § 42 NF DO gemäß 
ſind vom Mehreinkommen die Beträge abzuziehen, 
die der Steuerpflichtige im Zweitjahr für not⸗ 
wendige Erweiterungen des abnutzbaren betrieb- 
lichen Anlagevermögens aufgewendet hat. 

Die Beſtimmungen haben den Zweck, den⸗ 
jenigen Unternehmern eine fühlbare ſteuerliche Er⸗ 
leichterung zu gewähren, die unter Einſatz unter⸗ 
nehmeriſcher Initiative auf eigene Gefahr Geld- 
kapital durch Überführung in abnutzbares betrieb- 
liches Anlagevermögen zum volkswirtſchaftlichen 
Einſatz gebracht haben. Vorausſetzung iſt, daß 
durch dieſen Einſatz unmittelbar die Er⸗ 
zeugung von Gütern oder die Leiſtungskraft eines 
Betriebs auf volkswirtſchaftlich oder ſtaatspolitiſch 
wichtigen Gebieten erhöht worden iſt. 

Vorausſetzung für die Inanſpruchnahme der 
Steuerbegünſtigung des § 42 NF DO iſt demnach: 
1. daß eine Erweiterung des betrieblichen Anlage⸗ 

vermögens in volkswirtſchaftlichem oder ſtaats⸗ 
politiſchem Intereſſe notwendig iſt, 

2. daß dieſe Erweiterung zu dem Zweck erfolgt und 
geeignet iſt, unmittelbar die Erzeugung von 
Gütern oder die Leiſtungskraft des Betriebs zu 
erhöhen, und 
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3. daß der Einſatz unternehmeriſcher Initiative 
entſpringt und der Unternehmer das Erfolgs⸗ 
riſiko trägt. Dem Einſatz unternehmeriſcher 
Initiative widerſpricht es nicht, wenn die Er⸗ 
weiterung erſt auf Veranlaſſung oder auf Vor⸗ 
ſtellungen der Wehrmacht oder des Beauftragten 
für den Vierjahresplan vorgenommen worden iſt. 


Als Erweiterung des Anlagevermögens auf 
volkswirtſchaftlich oder ſtaatspolitiſch wichtigen Ge⸗ 
bieten iſt es immer anzuſehen, wenn ſie erfolgt iſt 
a) zur Erfüllung von Wehrmachtsaufträgen; 

b) zur Erfüllung von Aufgaben des Vierjahres⸗ 
plans oder 

c) zur Herſtellung von Waren, die zur Ausfuhr 
gelangen und ſo den Gegenwert für unſere 
lebensnotwendige Einfuhr ſchaffen. 

Die Vorausſetzung, daß die Anlageerweiterung 
unter Einſatz eigener Initiative und auf eigene 
Gefahr erfolgt iſt, kann nicht als erfüllt angeſehen 
werden, ſoweit Dritte, insbeſondere öffentliche 
Stellen, 

a) zu den Aufwendungen mittelbar oder unmittel⸗ 
bar Zuſchüſſe geleiſtet haben oder 
b) Abſatz⸗ oder Preisgarantien übernommen haben. 


Der Unternehmer kann den Nachweis, daß die 
Vorausſetzungen erfüllt find, durch eine Beſcheini⸗ 
gung ber zuſtändigen Stellen erbringen. Hierfür 
können in Betracht kommen: 

a) für wehrwirtſchaftlich wichtige Betriebe 
der Oberpräſident oder die entſprechenden Be⸗ 
hörden (wehrwirtſchaftliche Abteilungen), 
b) für Vierjahresplan⸗Betriebe 
der Leiter der Reichsſtelle für Wirtſchaftsaus⸗ 
bau, 
c) für exportwichtige Betriebe 
der Reichswirtſchaftsminiſter oder die zuftän- 
dige Überwachungsſtelle. 


Kleinbetragsgrenze 


Von der Feſtſetzung einer Mehreinkommen⸗ 
ſteuer iſt abzuſehen, wenn die feſtzuſetzende Mehr⸗ 
einkommenſteuer den Betrag von 12 RM nicht 
erreicht. 


„Rechtsmittel 


Gegen den Mehreinkommenſteuerbeſcheid iſt 
das Berufungsverfahren gegeben. Das Rechtsmittel 
kann nicht darauf geſtützt werden, daß das dem 
Einkommenſteuerberechnungsbogen oder dem Kör⸗ 
perſchaftſteuerberechnungsbogen entnommene Ein⸗ 
kommen unrichtig feſtgeſetzt ſei. 

Iſt eine Veranlagung zur Einkommenſteuer 
nicht vorzunehmen (3. B. bei Arbeitnehmern mit 
weniger als 8000 RM Einkommen) und muß des⸗ 
halb im Mehreinkommenſteuerbeſcheid eine Feſt⸗ 
ſtellung über das Einkommen getroffen werden, 
ſo können mit dem Rechtsmittel gegen den Mehr⸗ 
einkommenſteuerbeſcheid auch Einwendungen gegen 
die Höhe des Einkommens erhoben werden. 

Das Berufungsverfahren iſt auch gegen Ent⸗ 
ſcheidungen auf Grund des $ 32 Abſatz 2 NF DO 
gegeben. 
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Anordnungsbefugnis und 


Anordnungen, 


der Ausgangspunkt zur Erfüllung der Aufgaben der Finanzkasse 


Von Steueramtmann Hennersdorf, Lehrer an der Reichsfinanzschule limenau 
Inhalt: 


Aufgaben der Finanzkaſſe, 

. Haushaltsmittel, 

„Bewirtſchaftung der Ausgabe⸗ und Einnahmemittel, 
Anordnungsbefugnis, 

Art der Anordnungen und ihrer Erteilung, 

. Befonderheiten bei Annahmeanordnungen, 
„Beſonderheiten bei Auszahlungsanordnungen, 
Förmliche Kaſſenanweiſung, 


1. Aufgaben der Finanzkaſſe 


Die Verwaltungstätigkeit der Finanzkaſſe umfaßt 
in der Hauptſache die Erhebung der Einnahmen, 
die Entgegennahme von Wertgegenſtänden, 
die Leiſtung der Ausgaben, die Ausliefe⸗ 
rung von Wertgegenſtänden, die Aufbewah⸗ 
rung und Ablieferung der Belege, Wertgegen⸗ 
ſtände und Zahlungsmittel (Bargeld, Schecke, Poſt⸗ 
ſcheck⸗ und Reichsbanküberweiſungsaufträge), den 
Nachweis der Beträge in Büchern und Nach⸗ 
weiſungen, die Abrechnung mit der Oberfinanz⸗ 
kaſſe und die Führung des Schriftwechſels, der 
den Geſchäftsbereich der Finanzkaſſe betrifft ($ 4 Amts⸗ 
kaſſenordnung). 

Seit der Machtübernahme durch die NSDAP im 
Jahr 1933 hat ſich das Aufgabengebiet der 
Finanzkaſſe außerordentlich erwei⸗ 
tert. Der neuen Zielſetzung der Staatsführung ent⸗ 
ſprangen großzügige neue Aufgaben. Finanzamt und 
Finanzkaſſe haben bei der Durchführung ſolcher Auf⸗ 
gaben weſentlich mitzuwirken, ſo insbeſondere 
bei denjenigen Maßnahmen, deren Ziel die Förde- 
rung der Eheſchließung und der Aus 
gleich der Familienlaſten iſt (ſiehe DEZ 
1938 Nr. 1). 

Durch das Geſetz über Förderung der 
Eheſchließungen vom 1. Juni 1933 nebſt Durch⸗ 
führungsverordnungen iſt den Finanzämtern die Anf- 
gabe übertragen, das Eheſtandsdarlehen dem Betrag 
nach feſtzuſetzen und den B eſcheid zu erteilen. 
Die Finanzkaſſe hat die Aufgabe, die Bedar f3- 
deckungsſcheine der Eheſtandsdar⸗ 
lehen auszugeben, die Rückzahlung der Til⸗ 
gungsbeträge zu überwachen, die Beträge ein⸗ 
zuziehen und die von den zugelaſſenen Verkaufsſtellen 
in Zahlung genommenen Wertſcheine einzu- 
löſen. 

Durch Verordnung über die Gewährung von 
Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien vom 
15. September 1935 ſind die einmaligen Kinder⸗ 
beihilfen und durch die Anderungsverordnung vom 
24. März 1936 die laufenden Kinderbeihilfen ein⸗ 
geführt worden. Die Feſtſetzung der Kinder- 
beihilfen geſchieht durch das Finanzamt. Die 
Bedarfsdeckungsſcheine für einmalige 
Kinderbeihilfen und die Bedarfs⸗ 
deckungsſcheine S für Siedlungszwecke 
werden durch die Finanzkaſſen ausgegeben, die lau⸗ 
fenden Kinderbeihilfen durch die Finanzkaſſen 
in bar ausgezahlt. 

Dieſe Aufgaben wurden durch die Gewährung 
Ausbildungsbeihilfen für Kinder 


Y = 


von 


9. Einzelvorſchriften für förmliche Kaſſenanweiſungen, 
10. Abgekürzte förmliche Kaſſenanweiſung, 

11. Unterſchriften und Unterſchriftsproben, 

12. Allgemeine Annahmeanordnung, 

13. Allgemeine Auszahlungsanordnung, 

14. Allgemeine Auslieferungsanordnung, 

15. Ausführung der förmlichen Kaſſenanweiſung. 


kinderreicher Familien aller Erwerbszweige zum 
Beſuch von mittleren und höheren Schulen, von 
Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalten und von Fach⸗ 
ſchulen und Hochſchulen erweitert (DStg 1938 Nr. 14). 

Die Ausbildungsbeihilfen werden 
durch die Finanzkaſſen ausgezahlt. 

Den Achten K§ VDB vom 1. Juni 1938 
gemäß werden Einrichtungsbeihilfen ge⸗ 
währt. Dieſe werden zunächſt nur an kinderreiche 
Familien zur erſtmaligen Ausſtattung und Einrich⸗ 
tung der Erſatzwohnung ausgegeben, wenn infolge der 
baulichen Umgeſtaltung beſtimmter Deutſcher Städte 
kinderreichen Familien andere Wohnungen zugewieſen 
werden. 

Die Ausgabe der Einrichtungsbeihilfen geſchieht 
in Bedarfsdeckungsſcheinen durch die Finanz- 
kaſſen. 

Auf Grund der Verordnung zur Förde⸗ 
rung der Landbevölkerung vom 7. Juli 
1938 werden Einrichtungsdarlehen und 
Einrichtungszuſchüſſe für die Land ⸗ 
bevölkerung gewährt und durch die Finanzkaſſen 
in bar ausgezahlt (DStZ 1938 Nr. 29). 

Bei der Verſorgung der minder⸗ 
bemittelten Volksgenoſſen mit 
Speiſefett löſen die Finanzkaſſen die von den 
Verkaufsſtellen in Zahlung genommenen Reichs⸗ 
verbilligungsſcheine für Speiſefette 
ein. 

Auf Grund des Geſetzes über Zins⸗ 
ermäßigung bei den öffentlichen An ⸗ 
leihen haben die Finanzkaſſen die aus dem Härte⸗ 
fonds gewährten Härtebeihilfen auszuzahlen. 

Daneben beſtehen viele andere teils zeitlich und 
örtlich begrenzte, teils fortwirkende Aufgaben, die den 
Finanzkaſſen zufallen. 


2. Haushaltsmittel 


Zur Erfüllung der Aufgaben und zur 
Beſtreitung der Ausgaben der Verwaltung 
müſſen den Verwaltungsſtellen Geld m ittel zur 
Verfügung ſtehen. Den Reichsbehörden werden zu 
dieſem Zweck Haushaltsmitte I zugewieſen. 

Haushaltsmittel ſind ſolche Beträge, die im 
Haushaltsplan nach Zweckbeſtimmung und nach 
der Höhe des Anſatzes eingeſetzt ſind. Die zu erheben⸗ 
den Einnahmen werden als E innahmemittel, 
die zur Leiſtung von Ausgaben zur Verfügung ge⸗ 
ſtellten Beträge als Ausgabemittel bezeichnet 
(8 2 Ziffer 6 der Reichswirtſchaftsbeſtimmungen). 

Von den Ausgaben ſind es insbeſondere die 
ſächlichen Verwaltungsausgaben, zu deren Beſtret⸗ 


S.706 / Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 30 / 29. Juli 1939 


tung den Finanzämtern Geldmittel zugewieſen werden, 
wie z. B. zur Beſchaffung von Schreibmitteln, Aus⸗ 
ſtattungsgegenſtänden, Büchern, Zeitſchriften, Heiz⸗ 
ſtoffen uſw. und zur Zahlung der Koſten für Roft-, 
Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren und ſonſtigen 
Koſten. 

Den Oberfinanzpräſidenten werden die erforder⸗ 
lichen Haushaltsmittel durch den Reichsminiſter der 
Finanzen zur Bewirtſchaftung zugewieſen. Der Ober⸗ 
finanzpräſident verteilt davon Ausgabemittel durch be⸗ 
ſondere Verfügung an die Finanzämter, wo ſie in den 
Ausgabebüchern und Titelbüchern 88 106 und 112 
ARD gemäß angeſchrieben werden. 

Über die Ausgaben, die aus den zugewieſenen 
Mitteln zu beſtreiten ſind, führt die Finanzkaſſe den 
rechnungsmäßigen Nachweis. Rech⸗ 
nungs mäßig nachweiſen heißt, die Haus⸗ 
haltseinnahmen und die Haushaltsausgaben in der 
dem Haushaltsplan des Reichs, der Länder 
uſw. entſprechenden oder in ſonſt vor⸗ 
geſchriebener Ordnung buchen (8 1 
Ziffer 21 AK O). 

Die Zuweiſung der erforderlichen Mittel kann 
auch durch Erlaß allgemein erfolgen, wie z. B. 
durch Erlaß vom 15. Juni 1936 II 2079 — 10 II be⸗ 
treffend laufende Kinderbeihilfen an kinderreiche Fa⸗ 
milien. In dem Erlaß heißt es in Ziffer 7: „Die 
für die Auszahlung erforderlichen Mittel werden dem 
Oberfinanzpräſidenten hierdurch zugewieſen.“ 


3. Bewirtſchaftung der Ausgabemittel und der Ein⸗ 
nahmemittel 

Der Vorſteher des Finanzamts hat die dem 
Finanzamt zugewieſenen Ausgabemittel grundſätzlich 
ſelbſt zu bewirtſchaften. Inſoweit gelten die für 
den Sachbearbeiter des Haushalts geltenden 
Beſtimmungen ſinngemäß — § 18 RWB (ſiehe Ab⸗ 
ſchnitt 4). Danach hat der Vorſteher des Finanzamts 
darüber zu wachen, daß die Haushaltsmittel 
im geſamten Geſchäftsbereich des 
Finanzamts nach den ergangenen Vorſchriften 
und Beſtimmungen bewirtſchaftet werden. Er hat ins⸗ 
beſondere dahin zu wirken, daß die Verwal- 
tungsefnnahmen richtig erhoben, die 
zugewieſenen Ausgabemittel nicht 
überſchritten und keine Auszahlungen geleiſtet 
oder Maßnahmen, die zu Auszahlungen führen 
können, getroffen werden, die nicht auch bei ſtrenger 
Prüfung unter Berückſichtigung der Finanzlage des 
Reichs als erforderlich anerkannt werden müſſen. 
Gegenüber den beſonderen Bedürfniſſen des einzelnen 
Verwaltungszweigs hat er die Notwendigkeit einer 
ſparſamen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 
wendung der geſamten Reichsmittel 
zur Geltung zu bringen. Er hat auch darüber zu 
wachen, ob nicht durch geeignete Maß⸗ 
nahmen die Haushaltseinnahmen er- 
höht und die Haushaltsausgaben ver- 
ringert werden können und gegebenenfalls ent- 
ſprechende Vorſchläge zu machen (8 20 Abſatz 1 RWB). 

Wird die Finanzkaſſe angewieſen, einen Betrag 
als Einzahlung anzunehmen, fo wird die Kaffen- 
anweiſung in die Anſchreibungsliſte über 
angeordnete Verwaltungseinnahmen 
eingetragen. Die Anſchreibung erſtreckt ſich nur auf 


Verwaltungs einnahmen, wie z. B. Erlös aus 
dem Verkauf von Altpapier und vermiſchte Einnahmen 
(XV, 3 Titel 2 und 6), nicht aber Steuern und 
Strafen, Koſten und Gebühren, über die bei der Ver⸗ 
anlagungſtelle beſondere Liſten geführt werden 
(V-Liſte, Strafliſte, Rechtsmittelliſten und andere). 
Die Kaſſenanweiſungen über Verwaltungsein⸗ 
nahmen ſind der zuſtändigen Stelle zur Eintragung 
in die Anſchreibungsliſte über angeordnete Verwal⸗ 
tungseinnahmen zuzuleiten, bevor ſie der Kaſſe 
überſandt werden. Der die Anſchreibungsliſte führende 
Beamte hat die Nummer der Eintragung auf 
der Kaſſenanweiſung zu vermerken und ſein 
Namenszeichen beizufügen. 


4. Anordnungsbefugnis 


Die Finanzkaſſe bedarf zur Annahme von Ein⸗ 
zahlungen, zur Entgegennahme von Wertgegenſtänden, 
zur Leiſtung von Auszahlungen und zur Auslieferung 
von Wertgegenſtänden einer Anordnung. Eine 
ſolche Anordnung darf durch die Finanz— 
kaſſe nur ausgeführt werden, wenn ſie 
durch einen Beamten unterzeichnet iſt, 
der zur Ausübung der Anordnungs⸗ 
befugnis berechtigt i ſt. 

Unter Anordnu ngsbefugnis verſteht 
man die Befugnis einer Behörde, Anordnungen zur 
Annahme oder Auszahlung von Geldbeträgen und zur 
Entgegennahme oder Auslieferung von Wertgegen⸗ 
ſtänden zu erteilen. 

Dieſe Anordnungsbefugnis erſtreckt ſich auch auf 
Verwahrungen. 

Der zuſtändige Reichsminiſter beſtimmt die Be⸗ 
hörden, die zur Ausübung der Anordnungs⸗ 
befugnis ermächtigt ſind (§ 27 RWB). Der 
Reichsminiſter der Finanzen hat die Oberfinanzpräſi⸗ 
denten, die Finanzämter und die Hauptzollämter er⸗ 
mächtigt, Anordnungen über die ihnen von einer 
Behörde des Reichs, eines Landes oder einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaft zur Bewirtſcha ftung 
zugewieſenen Haushaltsmittel zu er⸗ 
teilen (VB zu § 27 RWB). 

Die Anordnungsbefugnis wird durch den Be 
hördenvorſteher ausgeübt. 

In größeren Reichsbehörden — als 
ſolche gelten in dieſem Zuſammenhang nur die 
Oberfinanzpräſidenten — iſt die Bewirt⸗ 
ſchaftung von Haushaltsmitteln einem be- 
ſonderen Beamten übertragen. Dieſer 
Beamte wird durch den Behördenvorſteher zum 
Sachbearbeiter des Haushalts beſtellt. 
Der Oberfinanzpräſident kann die Anordnun g5- 
befugnis ganz oder teilweiſe auf den Sadı- 
bearbeiter des Haushalts übertragen. 
Zur Entlaſtung des Sachbearbeiters des Haushalts 
kann die Bewirtſchaftung von Haushaltsmitteln auch 
anderen Sachbearbeitern übertragen werden. Wird 
davon Gebrauch gemacht, ſo können dieſe Sach⸗ 
bearbeiter ebenfalls mit der Anordnungsbefugnis für 


die ihnen zugewieſenen Haushaltsmittel betraut 
werden. 
Die Finanzämter gehören zu den 


kleinen Reichsbehörden im Sinn der Reichs⸗ 
wirtſchaftsbeſtimmungen. Mit der Zuweiſung 
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von Haushaltsmitteln an ein Finanzamt (ſiehe Ab- 
ſchnitt 2) iſt dieſem die Anordnungsbefugnis 
über dieſe Mittel übertragen. Der Oberfinanz⸗ 
präſident als übergeordnete Behörde kann über 
dieſe von ihm dem Finanzamt zugewieſenen Aus⸗ 
gabemittel Anordnungen nicht erteilen & 27 
Abſatz 1 RWB). 

Die Finanzämter und die Hauptzollämter ſind 
befugt, Annahmeanordnungen zu erteilen 
über Steuern und andere Abgaben, mit dieſen in 
Zuſammenhang ſtehende Zinſen, Koſten und 
Strafen und über Gebühren. Sie ſind auch befugt, 
Auszahlungsanordnungen zu erteilen über 
Erſtattungen von Steuern und anderen Abgaben, 
mit dieſen in Zuſammenhang ſtehende Zinſen, Koſten 
und Strafen und über Gebühren. Vorausſetzung zur 
Ausübung der Anordnungsbefugnis iſt, daß das 
Finanzamt oder Hauptzollamt mit der Verwaltung der 
betreffenden Steuern und ſonſtigen Abgaben oder mit 
der Erhebung der Gebühren betraut iſt (VB zu 
8 27 Abſatz 1 RWB). 

Der Behördenvorſteher darf die Befugnis, Aus⸗ 
zahlungsanordnungen über Erftat- 
tungen zu erteilen, auch auf andere Beamte des 
Amts übertragen, wenn dieſe Sachbearbeiter im Sinn 
der Dienſtordnung für die Finanzämter (FD), 
jedoch nicht Kaſſenbeamte find (RF Bl. vom 12. Ja- 
nuar 1933). 

8 6 Abſatz 1 JO vom 1. September 1938 ge⸗ 
mäß ſind Sachbearbeiter: Regierungsdirektoren, Ober⸗ 
regierungsräte, Regierungsräte, Steueramtmänner, 
Regierungsaſſeſſoren und Oberſteuerinſpektoren. 

Jeder Beamte, der zur Erteilung von 
Steuerbeſcheiden und zur Feſtſetzung 
von Koſten und Gebühren berechtigt iſt, darf 
die Anordnungsbefugnis über Steuern, 
Abgaben, Zinſen, Koſten und Gebühren 
— Strafen ſind nicht genannt — ausüben (VB zu 
827 zu Abſatz 2 RWB). 

Die Ausübung der Anordnungs⸗ 
befugnis ſteht auch dem Vorſitzenden der 
Rechtsmittelbehörden und deren Ge- 
ſchäftsſtellen über die Annahme von 
Koſten (Koſtenvorſchüſſen), der Rück, 
zahlung (Erftattung) von Koſten und der 
Auszahlung von Entſchädigungen zu. 
Mit der Ausübung der Anordnungsbefug⸗ 
nis in dieſen Fällen iſt die Bewirtſchaftung 
der Ausgabemittel nicht verbunden (VB zu § 27 zu 
Abſatz 1 RWB). 

Über Einzahlungen und Auszahlungen, die eine 
Kaſſe der Reichsfinanzberwaltung für eine 
andere Behörde des Reichs, eines Landes oder 
einer anderen öffentlich-rechtlichen Körperſchaft an⸗ 
nimmt oder leiſtet, wird die Anordnungs ⸗ 
befugnis von den Beamten dieſer Be⸗ 
hörden ausgeübt, die der Reichsminiſter der Finan⸗ 
zen oder der Oberfinanzpräſident als zur Ausübung 
der Anordnungsbefugnis berechtigt bezeichnet hat 
(BB zu 827 zu Abſatz 1 RWB). 


5. Art der Anordnungen und ihrer Erteilung 


Die Finanzkaſſe darf Einzahlungen nur 
auf Grund geſetzlicher Vorſchriften oder 


auf Grund einer Anordnung annehmen und 
Auszahlungen nur auf Grund geſetz⸗ 
licher Vorſchriften oder auf Grund einer 
Anordnung leiſten. Eine Anordnung zur An⸗ 
nahme von Einzahlungen oder zur Entgegennahme 
von Wertgegenſtänden heißt Annahmeanor d⸗ 
nung, eine Anordnung zur Leiſtung von Aus⸗ 
zahlungen heißt Auszahlungan ordnung, 
eine Anordnung zur Auslieferung von Wertgegen- 
ſtänden heißt Auslieferungsanordnung. 


Geſetzliche Vorſchriften über die An⸗ 
nahme von Einzahlungen oder über die Leiſtung von 
Auszahlungen ſind ſelten. 


Anordnungen zur Annahme von Einzahlungen 
und zur Leiſtung von Auszahlungen können für 
einen einzelnen Fall ergehen durch eine 
beſondere Anweiſung an die Finanzkaſſe. 
Eine ſolche beſondere Anweiſung an die 
Finanzkaſſe wird als förmliche Kaſſenanwei⸗ 
ſung bezeichnet. 

Förmliche Kaſſenanweiſungen zur Annahme 
von Einzahlungen können ſowohl ſchrift⸗ 
lichals auch mündlich erteilt werden. Förmliche 
Kaſſenanweiſungen zur Leiſtung von Auszahlun⸗ 
gen müſſen ſtets ſchriftlich ergehen (88 34, 44 
Abſätze 1 AKO). 

In der förmlichen Kaſſenanweiſung kann eine 
einzelne Perſon benannt ſein, von der eine Ein⸗ 
zahlung anzunehmen oder an die eine Aus⸗ 
zahlung zu leiſten iſt, es können auch mehrere 
Perſonen benannt ſein. Sollen verſchiedene 
Haushaltseinnahmen oder Haushalts- 
ausgaben durch eine förmliche Kaſſenanweiſung 
gemeinſam angeordnet werden, ſo können die 
einzelnen Haushaltseinnahmen oder Haushaltsaus⸗ 
gaben in einer Li ſte zuſammengeſtellt werden, die mit 
der Kaſſenanweiſung verbunden iſt (§ 49 Abſatz 4 der 
Rechnungslegungsordnung). In der Liſte ſind für 
jede Haushaltseinnahme oder Haus- 
haltsausgabe anzugeben: 

der anzunehmende oder zu leiſtende Betrag, 

der Einzahlungspflichtige oder der Empfänger, 

der Fälligkeitstag (wenn erforderlich), 

die Verbuchungsſtelle und das Rechnungsjahr, 

eine Begründung § 55 der Rechnungslegungsord- 
nung gemäß. 


Der Roß hat in vielen Fällen auf die Erteilung 
einer förmlichen Kaſſenanweiſung ver ⸗ 
zichtet und für ſolche beſtimmt bezeichnete Fälle 
allgemein angeordnet, daß Haushaltsein⸗ 
nahmen angenommen, Haushalts aus ga ben ge⸗ 
leiſtet oder Wertgegenſtände ausgeliefert 
werden dürfen (ſiehe Abſchnitte 12 bis 14). All⸗ 
gemein heißt, daß die Anordnung zur Annahme, 
Auszahlung oder Auslieferung in den bezeichneten 
Fällen ein für allemal erteilt iſt. 


Allgemeine Annahmeanordnung, Auszahlungs⸗ 
anordnung oder Auslieferungsanordnung werden nur 
erteilt, wenn das nach der Natur der Zahlungen ge⸗ 
boten oder zur Geſchäftsvereinfachung zweckmäßig iſt, 
und wenn dadurch die Prüfung nicht erheblich er- 
ſchwert wird (§ 28 Abſatz 1 RWB). 
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6. Beſonderheiten bei Annahmeanordnungen 


Anordnungen zur Annahme von Ein 
zahlungen ſind in der Regel ſchriftlich zu er⸗ 
teilen. Annahmeanordnungen können auch münd⸗ 
lich erteilt werden. Bei nicht ſchriftlich er⸗ 
teilten Annahmeanordnungen tft der Kaſſe § 28 Ab- 
ſatz 2 RWB gemäß nachträglich eine ſchriftliche An⸗ 
nahmeanordnung zu überſenden. Die nachträg⸗ 
liche Überfendung einer ſchriftlichen 
Annahmeanordnung iſt jedoch nicht er⸗ 
forderlich bei nicht ſchriftlich erteilten 
Annahmeanordnungen über Steuern und Abgaben, 
mit dieſen in Zuſammenhang ſtehende Zinſen, 
Koſten und Strafen und über Gebühren 
(VB zu § 28 RWS). 

Annahmeanordnungen über Haushalts- 
einnahmen an Steuern und anderen Ab⸗ 
gaben, mit dieſen in Zuſammenhang ſtehende 
Zinſen, Koſten und Strafen und über Ge- 
bühren dürfen auch in einer Form erteilt 
werden, die nicht den Anforderungen an 
eine förmliche Kaſſenanweiſung (ſiehe 
Abſchnitt 8) entſpricht. Derartige Annahmeanord⸗ 
nungen können erteilt werden durch Zuleitung 
von Steuerbeſcheiden, die nicht hand⸗ 
ſchriftlich vollzogen, ſondern nur mit dem 
Namen des zuſtändigen Beamten unterdruckt 
oder unterſtempelt ſind. Feſtſetzungen von 
Haushaltseinnahmen der bezeichneten Art an Steuern 
uſw. oder ſonſtige Schriftſtücke, die die Einzahlung be⸗ 
gründen, brauchen nicht ſachlich und rechneriſch feſt⸗ 
geſtellt zu werden (VB zu § 67 Abſatz 2 RRO). 

§ 35 Abſatz 1 und 8 93 Abſatz 1 der Buchungs⸗ 
ordnung gemäß gilt die Zuleitung de 3 
Steuerbeſcheids an die Finanzkaſſe als 
Annahmeanordnung über alle darin 
feſtgeſetzten Sollbeträge (Steuer⸗ und 
Vorauszahlungsbeträge einſchließlich etwaiger Zu⸗ 
ſchläge nach § 168 Abſatz 2 der Reichsabgabenordnung). 
Auch die Zuleitung an die Finanzkaſſe einer 
Unterwerfungsverhandlung oder der 
Urſchrift des Strafbeſcheids oder der für 
die Akten beſtimmten Ausfertigung des Be— 
ſchwerdebeſcheids (§ 118 Abſatz 1 BuchO), des 
Feſtſetzungsbeſcheids (8 119 Abſatz 2 Bud) 
und des Koſtenfeſtſetzungsbeſcheids (8 120 
Abſätze 4 und 6 Bud) gilt als Ann ahmeanord⸗ 
nung über alle darin feſtgeſetzten Strafbeträge und 
Koſten. 

Als Schriftſtück, das eine Haushaltseinnahme be⸗ 
gründet, genügt bei Steuern und anderen Abgaben, 
mit dieſen in Zuſammenhang ſtehende Zinſen, Koſten 
und Strafen und über Gebühren, ſoweit andere 
Schriftſtücke nicht vorhanden ſind, auch die zweite 
Ausfertigung (bei Vollziehungsbeamten, 
Abholungsbeamten die erſte Ausferti⸗ 
gung) der Quittung (VB zu § 70 RRd). 

Auch ohne Annahmeanordnung hat 
die Finanzkaſſe Einzahlungen, die durch Übergabe 
von Zahlungsmitteln entrichtet werden, anzunehmen, 
wenn die Einzahlungen ſachlich zum 
Geſchäftskreis der Kaſſen der Reichs 
finanzverwaltung gehören, z. B. bei 
Straßenhändlern (§ 34 Abſatz 2 AKO). 


7. Beſonderheiten bei Auszahlungsanordnungen 


§ 58 der Reichshaushaltsordnung gemäß dürfen 
Kaſſen Zahlung nur auf Anweiſung des zuſtändigen 
Reichsminiſters oder der durch ihn mit ſelbſtändiger 
Anweiſungsbefugnis ausgeſtatteten Dienſtſtellen 
leiſten. 

Anordnungen über die Auszahlung 
von Geldbeträgen müſſen ſtets ſchriftlich er⸗ 
teilt werden, ſoweit nicht in beſonderen Fällen allge⸗ 
meine Auszahlungsanordnung erteilt iſt. 


Durch Auszahlungsanordnung kann die Auszah⸗ 
lung aus ſolchen Haushaltsmitteln an⸗ 
geordnet werden, die dem Finanzamt zur Bewirt⸗ 
ſchaftung, d. h. zur Beſtreitung der laufenden Aus⸗ 
gaben, zugewieſen ſind. Auszahlungsanordnungen 
über derartige Auszahlungen dürfen nur im Ra D= 
men der zugewieſenen Ausgabemittel 
erteilt werden. Solche Ausgabemittel können durch 
eine Behörde des Reichs, eines Landes oder einer 
öffentlich- rechtlichen Körperſchaft dem Finanzamt zu⸗ 
gewieſen ſein. 

Durch Auszahlungsanordnung kann 
auch die Erſtattung von Steuern und 
anderen Abgaben, mit dieſen in Zuſammen⸗ 
hang ſtehende Zinſen, Koſten und Strafen 
und von Gebühren angeordnet werden. 


Auszahlungsanordnungen über 
Steuern können durch den Buchhalter 
vorbereitet und durch ihn ſachlich und rechneriſch 
feſtgeſtellt werden, § 88 Abſatz 1 Buchſtabe b RR ge⸗ 
mäß. Der Buchhalter hat dieſe vorbereiteten Auszah⸗ 
lungsanordnungen dem für die Erteilung der Aus⸗ 
zahlungsanordnungen zuſtändigen Sachbearbeiter zur 
Vollziehung zuzuleiten. Danach gelangen ſie an die 
Kaſſe zur Ausführung der Anordnungen zurück. 

Zur Abgabe der ſachlichen und rech⸗ 
neriſchen Feſtſtellungsbeſcheinigun⸗ 
gen 8 88 RR gemäß iſt allen Buchhaltern 
für die Fälle der 88 109 Abſatz 4 und 110 Abſatz 2 
Buch die Befähigung (8 80 Abſatz 2 und § 86 Ab- 
ſatz 1 RRO) zuerkannt (Rd ⸗Erlaß vom 15. De⸗ 
zember 1932 — H 2040 — 100/32 P Ziffer 24). 

Beträge, die zur Erlangung der Unbedenklichkeits⸗ 
beſcheinigung auf die vorausſichtliche Grunderwerb⸗ 
ſteuer oder auf die Geſellſchaftſteuer eingezahlt worden 
find, dürfen, wenn eine Steuerſchuld nicht 
entſtanden iſt, nur auf Grund einer beſonderen 
Auszahlungsanordnung ausgezahlt werden (8 109 
Abſatz 6 Buch O). 

In den Fällen der 88 111 bis 114 BuchO wird 
die Auszahlungsanordnung auf eine Aus fer⸗ 
tigung oder Abſchrift der Erſtattungs⸗ 
verfügung oder der Feſtſetzungsver⸗ 
fügung geſetzt. 

Sind einem Steuerpflichtigen notwendige Aus⸗ 
lagen zu erſtatten, ſo hat der Bezirksbearbeiter über 
den feſtgeſetzten Betrag eine beſondere Aus- 
zahlungsanordnung in abgekürzter 
Form vorzubereiten (ſiehe Abſchnitt 10), die auf 
eine Zweitſchrift des dem Antragſteller er- 
teilten Beſcheids zu ſetzen und nach Vollziehung 
durch den dazu befugten Beamten der Finanzkaſſe zu⸗ 
zuleiten iſt (§ 120 Abſatz 9 Buchd). 
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Wird die Finanzkaſſe um Leiſtung von Er ⸗ 
ſuchensaus zahlungen erſucht oder mit der 
Leiſtung von Auftragsaus zahlungen beauf⸗ 
tragt, ſo braucht die Auszahlungsanordnung, die dem 
Erſuchen oder dem Auftrag zugrunde liegt, dem Er⸗ 
ſuchensſchreiben oder Auftragsſchreiben nicht beigefügt 
zu werden ($ 45 AKO). 

Sind Vorauszahlungen, die ein Steuer⸗ 
pflichtiger auf eine Steuerſchuld bei den V- 
Steuern entrichtet hat, aus zuzahlen, jo ge 
ſchieht das von Amts wegen ohne förmliche 
Auszahlungsanordnung, § 109 Abſatz 1 BuchO gemäß. 

Vorſchüſſe darf die Finanzkaſſe nur auf 
Grund beſonderer Auszahlungsan⸗ 
ordnungen des Finanzamtsvorſtehers 
auszahlen. Der Vorſteher des Finanzamts darf, ſo⸗ 
weit nicht für beſtimmte Fälle beſondere Ermächti⸗ 
gung erteilt iſt, Vorſchüſſe nur aus Aus⸗ 
gabemitteln bewilligen und zur Auszahlung an⸗ 
weiſen, die ihm zur Bewirtſchaftung zugewieſen ſind 
und über die damit die Finanzkaſſe den rechnungs⸗ 
mäßigen Nachweis (ſiehe Abſchnitt 2) zu führen hat. 
Er darf auch nur inſoweit Vorſchüſſe bewilligen, als 
das nicht einer anderen Stelle vorbehalten iſt. 

Aus Ausgabemitteln, die durch den Oberfinanz⸗ 
präſidenten ſelbſt bewirtſchaftet werden, darf der Vor⸗ 
ſteher des Finanzamts grundſätzlich Auszahlungs⸗ 
anordnungen nicht erteilen, alſo auch Vorſchüſſe 
nicht bewilligen und Abſchlagsauszahlungen nicht an⸗ 
weiſen, wenn nicht eine Ermächtigung des Oberfinanz⸗ 
präſidenten dafür vorliegt. 

Der Vorſteher des Finanzamts darf Vor- 
ſchuß- oder Abſchlagsaus zahlungen auf 
Forderungen nicht anweiſen, die aus den einer an⸗ 
deren Behörde zur Bewirtſchaftung zugewieſenen Aus⸗ 
gabemitteln zu leiſten und von dieſer Behörde nach⸗ 
zuweiſen find (Rd ⸗Erlaß vom 17. Februar 1938 H 
2030 — 300/II Ziffer 28). 


8. Förmliche Kaſſenanweiſung 


Die förmliche Kaſſenanweiſung iſt eine der Kaſſe 
erteilte beſondere Anweiſung zur An- 
nahme oder Auszahlung eines Geldbetrages 
oder zur Entgegennahme oder Ausliefe⸗ 
rung eines Wertgegenſtandes. Das Wort förm⸗ 
lich ſoll dabei nicht beſagen, daß für eine ſolche 
Kaſſenanweiſung eine beſondere Form einzu⸗ 
halten iſt. Das Wort förmlich bedeutet: für 
jeden einzelnen Fall beſonders, zum 
Unterſchied von einer allgemeinen Anord- 
nung (ſiehe Abſchnitte 12 bis 14). 

Die förmliche Kaſſenanweiſung wird ſchrift⸗ 
lich erteilt. Eine Ausnahme beſteht bei An⸗ 
nahme anordnungen. Dieſe können auch münd⸗ 
lich erteilt werden (ſiehe Abſchnitt 5). Die förmliche 
Kaſſenanweiſung muß leicht leſerlich durch Druck, Um⸗ 
druck oder Schreibmaſchine gefertigt oder mit ſchwarzer 
Tinte geſchrieben fein (§ 49 Abſatz 3 RRO). 

Eine förmliche Kaſſenanweiſung kann aus⸗ 
führlich oder abgekürzt fein. Die ausführ⸗ 
liche förmliche Kaſſenanweiſung enthält alle 
erforderlichen Merkmale in ihrem 
Wortlaut. Sind in einer zur förmlichen Kaſſenan⸗ 


weiſung gehörigen Unterlage, z. B. einer Rechnung, 
bereits beſtimmte Angaben, die zur förmlichen Kaſſen⸗ 
anweiſung gehören, enthalten, ſo kann die förmliche 
Kaſſenanweiſung abgekürzt werden (ſiehe Ab⸗ 
ſchnitt 10). 


Eine förmliche Kaſſenanweiſung muß ent⸗ 
halten: 

a) die Bezeichnung der Kaſſe, die Einzahlungen an⸗ 
nehmen oder Auszahlungen leiſten ſoll, 

b) die Anordnung zur Annahme oder Leiſtung, 

c) den anzunehmenden oder zu leiſtenden Betrag, 

d) den Einzahlungspflichtigen oder den Empfänger, 

e) den Fälligkeitstag (wenn nötig), 

f) die Verbuchungsſtelle und das Rechnungsjahr, 

g) eine Begründung (falls dieſe ſich nicht aus beizu⸗ 
fügenden Unterlagen ergibt), 

h) die Angabe des Ortes, des Tages und der anwei⸗ 
ſenden Behörde oder Dienſtſtelle ſowie die Unter⸗ 
ſchrift des oder der zur Ausübung der Anord⸗ 
nungsbefugnis berechtigten Beamten. 


Eine beſtimmte Faſſung iſt nicht vor⸗ 
geſchrieben. Es wird oft die folgende Faſſung an⸗ 
gewendet: 


Muſter 1 
Finanzamt 


Ort, Tag, Monat (ausgeſchrieben), Jahr 
Verbuchungsſtelle: Einzelplan XV Kapi⸗ 
tel 4 Titel 22 des ordentlichen Haus⸗ 
halts für das Rechnungsjahr 1938. 
Ich weiſe die Finanzkaſſe an, 
100 RM 50 Rpf. 
Einhundert RM 50 Rpf. 
an (Name des Empfängers, Ort, Straße, 


Hausnummer, Bezeichnung des Kredit⸗ 
inſtituts, Kontonummer) 


am- Fa (wenn erforderlich) 


auszuzahlen und wie oben bezeichnet 
als Haushaltsausgabe zu buchen. 


Begründung (nur erforder⸗ 
lich, wenn Zweck und Anlaß der Zah⸗ 
lung und die ihr zugrunde liegende 
Verwaltungsmaßnahme ſich nicht aus 
den beizufügenden Unterlagen ergeben). 


Unterſchrift. 
Die Verbuchungsſtelle kann, wenn es 


zweckmäßig iſt, in den Wortlaut der förmlichen 
Kaſſenanweiſung aufgenommen werden, z. B. 


Muſter 2 


Sachlich richtig 
und feſtgeſtellt 
Name 
Amtsbezeichnung 


Finanzamt ...... 

Ort, Tag, Monat (ausgeſchrieben), Jahr 
Die Finanzkaſſe wird angewieſen, 
100 RM 50 Rpf. 
Einhundert RM 50 Rpf. 
an (Bezeichnung des Empfängers, Ort, 


Straße, Hausnummer — gegebenen⸗ 
falls Kreditinſtitut, Kontonummer —) 


auszuzahlen und bei Einzelplan XV 

e eee 

Haushalts für das Rechnungsjahr 1939 

als Haushaltsausgabe zu buchen. 
Sachlich richtig 


Feſtgeſlellt 


ame 
Amtsbezeichnung 


Unterſchrift. 
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Sind auf eine Forderung Abſchlags⸗ oder Vor⸗ 
ſchußauszahlungen geleiſtet worden, ſo iſt die 
Kaſſenanweiſung über den Gejamt- 
betrag der Forderung auszuſtellen. 
Dabei find die anzurechnenden Abſchlags⸗ oder 
Vorſchußaus zahlungen und der von 
der Kaſſe noch auszuzahlende Betrag 
anzugeben. Ein Muſter dazu iſt in den Voll⸗ 
zugsbeſtimmungen zu § 59 zur Rechnungslegungs⸗ 
ordnung enthalten. 


9. Einzelvorſchriften für förmliche Kaſſenanweiſungen 


Der Geldbetrag muß in Ziffern, der 
Reichsmark betrag außerdem in Buchſtaben 
angegeben ſein. Die amtlichen Abkürzungen für 
Reichsmark und Reichspfennig find RM und Rpf. 


Die Höhe des Betrags, der anzunehmen oder 
auszuzahlen iſt, darf nicht geändert ſein. 
Eine Berichtigung darf nur durch einen Nachtrag zur 
Kaſſenanweiſung oder durch Ausfertigung einer neuen 
Kaſſenanweiſung vorgenommen werden (§ 57 Ab⸗ 
ſatz 1 RR O). Der Nachtrag oder die neue Kaſſen⸗ 
anweiſung ſoll grundſätzlich von dem Beamten aus⸗ 
gehen, der die zu berichtigende Kaſſenanweiſung voll⸗ 
zogen hat. Bei dauernder Behinderung dieſes 
Beamten ſoll die Berichtigung durch den Amtsnach⸗ 
folger oder Vertreter ergehen. Bei vorüber⸗ 
gehender Behinderung des Beamten, der die ur⸗ 
ſprüngliche Kaſſenanweiſung vollzogen hat, iſt die Be⸗ 
richtigung dieſem Beamten ſofort nach ſeiner Rückkehr 
vorzulegen. Er hat die Kenntnisnahme durch Hin⸗ 
zuſetzen ſeines Namenszeichens zu be⸗ 
ſcheinigen (VB zu § 57 zu Abſatz 1 RR O). 

Kann der Betrag auf Grund eines Geſetzes, einer 
Verordnung, oder einer allgemeinen Verwaltungs⸗ 
beſtimmung berechnet werden, ſo braucht der Betrag 
in der Kaſſenanweiſung nicht angegeben zu werden. 
Es ſind jedoch die erforderlichen Berechnungsmerkmale 
aufzunehmen ($ 50 Abſatz 4 RRO). 


Sind Zinſen auf Grund der Kaſſenanweiſung 
anzunehmen oder auszuzahlen, ſo ſind die Beſtimmun⸗ 
gen der SS 50 Abſatz 3 und 52 Abſatz 3 RRO zu be⸗ 
achten. 

Der Einzahlungspflichtige oder der 
Empfänger muß in der förmlichen Kaſſenanwei⸗ 
fung fo bezeichnet ſein, daß die Perſon des Verpflich- 
teten oder Berechtigten auchbeider Rechnungs- 
prüfung zweifelsfrei erkannt werden 
kann (ſiehe Abſchnitt 15). 


Der Fälligkeitstag iſt bei laufenden 
Haushaltseinnahmen und Haushaltsausgaben genau 
anzugeben. Steht bei Erteilung der Anordnung der 
Zeitpunkt des Wegfalls bereits feſt, jo ift 
auch dieſer in die förmliche Kaſſenanweiſung aufzu⸗ 
nehmen (ſiehe Auszahlungsanordnung für die Aus⸗ 
zahlung von laufenden Kinderbeihilfen — Rdß⸗Erlaß 
vom 15. Juni 1936 — H 2079 — 10 II Muſter 5). 


Der Tag des Beginns und des Endes 
einer angeordneten laufenden Aus- 
gabe darf in der Kaſſenanweiſung 
nicht geändert werden. Wird eine Anderung 
notwendig, ſo iſt wie oben im Abſatz 2 zu verfahren. 


Als Verbuchungsſtelle iſt in der förm⸗ 
lichen Kaſſenanweiſung die Stelle zu bezeichnen, an 
der die Haushaltseinnahme oder Haushaltsausgabe 
entſprechend der im Haushaltsplan vorgeſehenen Ord⸗ 
nung zu buchen iſt. Die Verbuchungsſtelle wird be⸗ 
zeichnet durch Angabe von Einzelplan, Kapitel, Titel, 
Unterteil eines Titels und gegebenenfalls Buchungs⸗ 
abſchnitt innerhalb eines Titels des Reichshaushalts⸗ 
plans. 


Die Verbuchungsſtelle iſt über den Wort⸗ 
laut der förmlichen Kaſſenanweiſung zu ſetzen. Im 
Wortlaut ſelbſt iſt auf ſie hinzuweiſen (ſiehe 
Abſchnitt 8 Muſter 1). Iſt die Angabe der Verbuchungs⸗ 
ſtelle in den Wortlaut der Kaſſenanweiſung auf- 
genommen, ſo iſt ſie zu unterſtreichen (ſiehe Abſchnitt 8 
Muſter 2). Wird die Verbuchungsſtelle in der Kaſſen⸗ 
anweiſung geändert, fo muß das der Beamte, der 
die Anderung vorgenommen hat, am Rand 
durch Namenszeichen und Tagesangabe 
beſcheinigen. 

8 68 Abſatz 2 der Reichshaushaltsordnung gemäß 
ſind Einnahmen und Ausgaben, die ſich auf 
einen zum abgelaufenen Rechnungsjahr 
gehörigen Zeitraum beziehen und in dem 
abgelaufenen Rechnungsjahr oder in den erſten 
Tagen des neuen Rechnungsjahrs fäl- 
lig geworden find, in der Rechnung des ab- 
gelaufenen Rechnungsjahrs nachzu— 
weiſen, ſolange die Bücher noch nicht abgeſchloſſen 
ſind. In dieſen Fällen iſt in der Kaſſenanweiſung die 
auf das abgelaufene Rechnungsjahr lautet, das 
Rechnungsjahr mit Rotſtift oder roter 
Tinte zu unterſtreichen. 


Zweck und Anlaß einer Zahlung werden ſich meiſt 
aus den der förmlichen Kaſſenanweiſung beizufügen⸗ 
den Unterlagen ergeben. Muß in die Kaſſen⸗ 
anweiſung eine beſondere Begründung 
aufgenommen werden, ſo iſt dieſe möglichſt 
in einem beſonderen Abſatz hinter den übri⸗ 
gen Inhalt der Kaſſenanweiſung zu ſetzen. Sie 
muß in gedrängter Kürze alle zur Prüfung 
der Rechtmäßigkeit der Zahlung notwendigen Angaben 
enthalten. 


Bei Auszahlungsanordnungen über Steuern und 
andere Abgaben, mit dieſen in Zuſammenhang ſtehen⸗ 
den Zinſen, Koſten und Strafen und Gebühren genügt 
im allgemeinen ein Hinweis auf die Geſetzesſtelle oder 
Verwaltungsanordnung, auf der die Auszahlung 
beruht. 

In förmlichen Kaſſenanweiſungen, die zufolge 
einer Vorprüfungsbemerkung, einer Prüfungsbemer⸗ 
kung der Reichsbehörde oder einer Erinnerung des 
Rechnungshofs erteilt werden, iſt die Bemerkung oder 
Erinnerung nach ihrer laufenden Nummer und nach 
dem Rechnungslegungsbuch, das ſie betrifft, zu be⸗ 
zeichnen. Wegen des Begriffs Rechnungslegungsbuch 
ſiehe 88 RR O und VB zu §8 8 RRO. 

Die Unterſchrift des vollziehenden Beamten 
und die Tagesangabe müſſen in der förmlichen 
Kaſſenanweiſung mit Tinte oder Tinten- 
ſtift geſchrieben werden. Namenskür⸗ 
zung oder Verwendung eines Namensſtempels 
find unzuläſſig. 
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10. Abgekürzte förmliche Kaſſenanweiſung 


Ergeben die Unterlagen zu einer Kaſſenanweiſung 
zweifelsfrei 
a) den anzunehmenden oder zu leiſtenden Betrag, 
b) den Einzahlungspflichtigen oder Empfänger, 
c) den Fälligkeitstag (falls erforderlich), 


und enthalten fie gegebenenfalls eine Begründung, fo 

kann ſtatt einer ausführlichen förm⸗ 

lichen Kaſſenanweiſung eine abge⸗ 
kürzte Kaſſenanweiſung auf die Unterlage 

(3. B. eine Rechnung) geſetzt werden. Dieſe abgekürzte 

Kaſſenanweiſung braucht nur zu enthalten: 

a) die Bezeichnung der Kaſſe, 

b) die Anordnung zur Annahme oder Leiſtung, 

c) die Verbuchungsſtelle und das Rechnungsjahr, 

d) Angabe des Orts, des Tages, der anweiſenden 
Behörde oder Dienſtſtelle und Unterſchrift des zur 
Ausübung der Anordnungsbefugnis berechtigten 
Beamten, z. B. 

Verbuchungsſtelle: Einzelplan XV Kapitel 4 
Titel Ga des ordentlichen Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1939. 
Der Finanzkaſſe zur Auszahlung 
Ilmenau, 1. Auguſt 1939. 
Finanzamt Ilmenau. 
Unterſchrift. 


Iſt der Betrag in der Unterlage lediglich in 
Ziffern angegeben, ſo braucht er in der Kaſſen⸗ 
anweiſung nur wiederholt und in Buch⸗ 
ſtaben angegeben zu werden, wenn er in der Unter- 
lage geändert worden iſt. 


Die Bezeichnung der Finanzkaſſe iſt in der förm⸗ 
lichen Kaſſenanweiſung nur dann erforderlich, wenn 
die Kaſſenanweiſung ausnahmsweiſe von einer anderen 
als der regelmäßig zuſtändigen Kaſſe ausgeführt 
werden ſoll (VB zu 8 66 NND). 


Sind verſchiedene Haushaltsein-⸗ 
nahmen oder Haushaltsaus gaben in 
einer Lifte zuſammengeſtellt (ſiehe Ab- 
ſchnitt 5), fo kann die Kaſſenanweiſung mit der Liſte 
verbunden werden. Die Kaſſenanweiſung braucht als ⸗ 
dann nur zu enthalten: 


a) die Bezeichnung der Kaſſe, die die Einzahlungen 
annehmen oder die Auszahlungen leiſten ſoll, 

b) die Anordnung zur Annahme oder Auszahlung der 
in der Liſte aufgeführten Beträge unter Angabe 
der Verbuchungsſtelle und des auf jede Ber- 
buchungsſtelle entfallenden Betrags, 


c) die Angabe des Orts, des Tages und der anwei⸗ 
ſenden Behörde oder Dienſtſtelle ſowie die Unter⸗ 
ſchrift des oder der zur Ausübung der Anordnungs⸗ 
befugnis berechtigten Beamten (§ 49 Abſatz 4 
NND). 


11. Unterſchriften und Unterſchriftsproben 


Die Finanzkaſſe darf Auszahlungsaufträge nur 
ausführen, wenn ſie von denjenigen Beamten unter⸗ 
ſchrieben ſind, die ihr unter Beifügung von 
Unterſchriftsproben als zur Erteilung von 


Auszahlungsanordnungen oder zur Unterzeichnung 
von Auszahlungsaufträgen befugt bezeichnet worden 
find (863 Abſatz 3 AKO). Der Behördenvorſteher hat 
die Namen und Amtsbezeichnungen dieſer 
Beamten den Kaſſen, die die Anordnungen auszu⸗ 
führen haben, ſchriftlich mitzuteilen. Die ſchrift⸗ 
lichen Mitteilungen müſſen außer der Namensangabe 
das Schriftbild des eigenhändigen Namenszugs jedes 
dieſer mit Anordnungsbefugnis ausgeſtatteten Be⸗ 
amten enthalten. An Hand dieſer Unterſchriftsproben 
kann die Richtigkeit der Unterſchrift und damit die 
Berechtigung zur Ausführung der förmlichen Kaſſen⸗ 
anweiſung von der Finanzkaſſe geprüft werden. 


Hat die Finanzkaſſe für eine andere Behörde 
des Reichs, eines Landes oder einer anderen öffentlich- 
rechtlichen Körperſchaft Einzahlungen anzunehmen 
oder Auszahlungen zu leiſten, ſo müſſen die Namen 
der Beamten dieſer Behörden oder der Vertreter der 
öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft, die zur Ausübung 
der Anordnungsbefugnis berechtigt ſind, durch den 
Reichsminiſter der Finanzen oder den Oberfinanz⸗ 
präſidenten der Finanzkaſſe mitgeteilt werden 
(VB zu 8 27 zu Abſatz 2 RWB). 


Die Finanzkaſſe hat die Namen und Amtsbezeich⸗ 
nungen der zur Ausübung der Anordnungsbefugnis 
berechtigten Beamten in ein Verzeichnis einzu⸗ 
tragen (8 27 Abſatz 4 RWB und VB zu $ 27 zu Ab- 
ſatz 4 RWB). 

Die Unterſchrift einer Kaſſen⸗ 


anweiſung darf nicht beglaubigt ſein 
(ſiehe FDoO Seite 42). 


12. Allgemeine Annahmeanordnung 


Der Finanzkaſſe iſt allgemeine Annahmcanord- 
nung erteilt: 

a) für die Annahme aller von Steuerpflichtigen auf 
Grund von Anmeldungen, Anzeigen uſw. abzu⸗ 
führenden Steuerbeträge, die vor der Einzahlung 
nicht feſtgeſetzt ſind, 

b) für die Annahme von Säumniszuſchlägen, 

e) für die Annahme von Zinſen nach Maßgabe der 
Anweiſung für die Berechnung, Erhebung und 
Buchung von Zinſen (vgl. ARD Seiten 223 bis 
239), 

d) für die Annahme des Gegenwerts für verkaufte 
Wertzeichen und Vordrucke, 

e) für die Annahme gefundener Zahlungsmittel, 

f) für die Annahme von Mehrbeträgen im Falle des 
§ 29 Abſatz 2 Ant O und für die Annahme von 
Kaſſenüberſchüſſen im Falle des $ 100 Abſatz 2 
erſter Halbſatz AKO, 

g) für die Annahme von Annahme⸗ und Verwahrungs⸗ 
gebühren (vgl. 8 80 Abſatz 3 AKO), 

h) für Kaſſenbeſtandsverſtärkungen, 

i) für Erſuchenseinzahlungen, 

k) für Einzahlungen 8 34 Abſatz 2 AK O gemäß, 

1) für die Annahme der Beiträge von Arbeitnehmern 
zur Ortskrankenkaſſe und zur Sozialverſicherung, 

m) für die Annahme von Gebühren und Auslagen im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren. 
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13. Allgemeine Auszahlungsanordnung 


Für Auszahlungen gegen ſofortigen Empfang von 
Kleinhandelsware in kleinen Mengen und bei Aus⸗ 
zahlungen der Bezugsgelder von Tageszeitungen 
u. dgl. iſt allgemeine Auszahlungsanordnung erteilt, 
wenn der Betrag fünf Reichsmark nicht 
überfteigt (§ 50 Abſatz 4 AKO). 


Allgemeine Auszahlungsanordnung iſt auch er⸗ 
teilt für die Auszahlung der neu feſtgeſetzten Bezüge 
für Gehalts-, Ruhegehalts⸗ uſw. Empfänger bei all⸗ 
gemeiner Anderung von Bezügen, die nach Maßgabe 
der einſchlägigen Beſtimmungen auszuzahlen ſind, 
wenn von der Kaſſe der Betrag der Auszahlung nach 
den maßgebenden Geſetzen und Verordnungen zwei⸗ 
felsfrei ermittelt werden kann. 


Der Vorſteher des Finanzamts darf der Finanz⸗ 
kaſſe allgemeine Auszahlungsanordnung erteilen und 
von der Feſtſetzung (ziffernmäßigen Berechnung) 
der zu erſtattenden Einzelbeträge abſehen, wenn 
Steuern aus Billigkeitsgründen in einer Mehrheit 
von einzelnen Fällen $ 131 AO gemäß erſtattet werden 
ſollen, wenn von der Finanzkaſſe die ein⸗ 
zelnen Empfänger und Beträge zwei ⸗ 
felsfreifeſtgeſtelltwerden können ($ 113 
Abſatz 3 Buch O). 

Außerdem iſt allgemeine Auszahlungsanordnung 
erteilt: 


a) für die Erſtattung von Vorauszahlungen an 
Steuern, ſoweit ſie den endgültigen Sollbetrag 
überſteigen, 

b) für die Fälle des § 29 Abſätze 1 und 2 und des $ 34 
Abſatz 3 AKO, 

c) für Ablieferungen, 

d) für Poſt⸗, Telegraphen⸗, Poſtſcheck⸗, Fernſprech⸗ 
gebühren und Fracht⸗ und Rollgeld für dienſtliche 
Sendungen, 

e) für Gebühren, die durch den Anſchluß der Amts⸗ 
kaſſe an Kreditinſtitute entſtehen, 

f) für Zinſen nach Maßgabe der Anweiſung für die 
Berechnung, Erhebung und Buchung von Zinſen, 

g) für die Auszahlung des Gegenwerts bei Ein- 
löſung (Anrechnung) von Wertſcheinen (3. B. Be⸗ 
darfsdeckungsſcheinen). 


14. Allgemeine Auslieferungsanordnung 


Allgemeine Auslieferung anordnung iſt 
erteilt für die Auslieferung von Wertzeichen, Wert⸗ 
ſcheinen und Vordrucken im Fall des Verkaufs und für 
die Fälle, in denen ihre unentgeltliche Auslieferung 
beſonders zugelaſſen iſt (3. B. Auslieferung von ver⸗ 
käuflichen Vordrucken zum dienſtlichen Gebrauch und 
im Fall vereinzelten Bedarfs an Gewerbetreibende, 
Kaufleute uſw. 


15. Ausführung der förmlichen Kaſſenanweiſung 

Die Finanzkaſſe hat die auf Grund förmlicher 
Kaſſenanweiſungen anzunehmenden Beträge 8 91 AKO 
gemäß zum Soll zu ſtellen und zu erheben. Werden 
Einzahlungen, die dem Verwaltungszwangsverfahren 
nicht unterliegen, nicht rechtzeitig entrichtet, ſo ſind die 
Einzahlungspflichtigen zu mahnen. Bleibt die Mah⸗ 
nung erfolglos, ſo iſt die Stelle, die die Annahme⸗ 
anordnung erteilt hat, zu benachrichtigen. 

Die bei der Finanzkaſſe eingehenden förmlichen 
Kaſſenanweiſungen über auszuzahlende Beträge 
müſſen darauf geprüft werden, ob ſie in der Form den 
ergangenen Beſtimmungen entſprechen. Handelt 
es ſich um Haushaltsausgaben und ſonſtige Aus⸗ 
gaben, über die die Finanzkaſſe den rechnungsmäßigen 
Nachweis führt, ſo iſt auch zu prüfen, ob ſich die An⸗ 
ordnungen im Rahmen der verfügbaren 
Mittel halten. Die Anordnungsbeträge find § 95 
AKO gemäß zum Soll zu ſtellen und an die in der 
Kaſſenanweiſung bezeichneten Empfänger auszuzahlen. 

Beſtehen bei der Finanzkaſſe Zweifel über die 
Perſon des Empfängers, oder hält die Finanzkaſſe den 
in der förmlichen Kaſſenanweiſung bezeichneten Emp⸗ 
fänger zum Empfang der Auszahlung nicht für be⸗ 
rechtigt, z. B. wegen Konkurſes, vorläufigen Zahlungs- 
verbots, Abtretung oder Pfändung der Forderung, ſo 
muß die Finanzkaſſe vor der Auszahlung die Ent⸗ 
ſcheidung der Stelle, die die Auszahlungsanordnung 
erteilt hat, darüber herbeiführen, an wen die Aus⸗ 
zahlung geleiſtet werden ſoll (§ 47 Abſatz 2 AKO). 

Wenn die Finanzkaſſe eine ſolche Entſcheidung 
einholt, ſo iſt die Entſcheidung ſchriftlich zu 
erteilen und, wenn ſie nicht auf den Rechnungsbeleg 
ſelbſt geſetzt wird, dieſem in Urſchrift oder beglaubig⸗ 
ter Abſchrift beizufügen (VB zu § 72 zu Abſatz 5 
IND). 


Vergehen gegen die Steuerpflicht 


find Uergehen gegen die Dolksgemeinfhaft, fie ftellen die ſchlimmſte Art des 
Eigennußes und der ungerechtfertigten Bereicherung des Einzelnen auf often 


des Staates und damit aller Angehörigen der Dolksgemeinfchaft dar. 


(Staatsfehretär fritz Reinhardt im Band 5 der „Bücherei des Steuerredts”, 5. 37) 
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